
Jahrgang lx Ris. 15

L

v

1«.AugusthestOW» «

nmmdimst

die Nationalveefammtuus
in der paulskirche Im

cheet eröffnet die National-

veesamamms in Weimar 1910

der beste-Jungens im Reichstag

ei d -Zu-itäg
em Trankst-riet Römer

»



Der Oetniatdtenst z

Zum zehnten Geburtstagder deutschenRepubttt
Von Dr. Eiduard D avi d, Reichsministera.D.

Am 31.Juli 1919 wurde die neue Reichsvetfassiung in

der Rationalversammlung in dritter Lesung miit 275 gegen
75 Stimmen verabschiedet; am 11.Auigust wurde-sie, mit den

Unterschriften des Reichspräsidenten Ebert und sämtlicher
Reichsminister versehen, im Reichsgesetzblatt veröffentlicht
Damit hatten Volksvertretung und Regierung ldem ungeheuren
Wandel vom Msilitärs und Privilegiertenstaat zum republikanis
schen Volksstaat das legale Siegel aufgedrückt. An Stelle des-

von Bismarck geschaffenen »ewigen Bundes« der deutschen
Fürsten war ein aus »dem souveränen Volkswillen hervor-
gegangenes Verfassungswerk getreten. Aus dem bevormundes

ten Untertasnenvolk war ein von der Geschichte mündig· ge-

sprochen-es freies Staatsbürgervolk geworden.
»Das deutsche Volk, einig in seinen Stämmen und von

dem Willen beseelt, sein Reich in Freiheit »und Gerechtigkeit
zu erneuern und zu festigen, dem in-

neren und dem äußeren Frieden zu die-
» »-

nen und den gesellschaftlichen »Fort- MAX477

schritt zu fördern, hat sich diese Ver-

fassung gegeben.« ( NO
Diese Einleitungswiorte der Wei-

mar-er Verfassung bekräftigen von allem

eine Tatsache, die manch-e, die es mit

erlebt haben, inzwischen wie-der ver-

gessen, und viele, die nicht mit dabei

waren, offenbar sich nie recht klar ge-

Monat-«-
F Axt-.- - H A—s--,-.i«Its-z -

ins-, Wes-r sit-d- e- c-«

klärten sie den Kampf bis aufs Messer. Die Ebert, Scheide-
ma«nn, Rost-e, Wels und Genossen sollten zuerst an die Laterne
kommen. Dise Wahl einer Nationalversammlung aber ver-

suchten sie mit blutiger Gewalt zu verhindern.
Dem Ansturm dieser spartakistischen Diktaturanhänger

haben die Männer, dsie heute oft als »Novemberverbrecher«
geschmäht werden, Halt geboten. Die sozialdemokratischen
»Diktatoren« haben also nicht dem deutschen Volke ihren
Willen aufgezwiungenz sie haben vielmehr dafür gesorgt, daß
der Wille des Volkes nicht von einer mit terroristischen Mitteln
arbeitenden Minderheit vergewkaltigt wurde, sondern sich beim

Reuaufbau des deutschen Staatswesens frei betätigen konnte.

Das haben auch in anderen parteilagern stehen-deMänner,
die »die damaligen Kämpfe mit durchgemacht haben, offen san-

erkannt. Von vielen Zeugnissen sei hier nur das erwähnt,
das »der Vater des ersten Verfassungs-
entwurfs, Professor Hugo preuß, bei

Beginn der Z. Lesung der Verfassung in

der Nationalversammlung abgelegt hat.
Er sagte damals:

»Daß nach einem solchen Kriege
und nach einer solchen Niederlage, daß
nach ungeheuren Täuschungen und Ent-

täuschungen mehr oder minder erheb-
liche Störungen der gewohnten Ord-

nung eingetreten sind, ist -doch, glaube
Macht haben. Die Tatsache nämlich- daß jeYWMz

««

ich, weniger erstaunlich als die Mäßis
die republikanische Verfassung dem -

« gung und Selbstbeherrschung der ohne
deutschen Volke nicht durch irgendeine z« · Widerstand siegreich gewesenen Revo-
revolutionäre Gewalt aufgezwungen
wurde, sondern sein eigenster freier
Willens-entschluß war. Die Männer,

denen im November 1918, nach sder

Kriegsniederbage und dem Zusammen-
bruch des alten Systems, die Macht zu-

fiel,»dachten nicht daran, die Zukunft
des deutschen Volkes mit idiktatorischen
Geboten gestalten zu wollen. O nein!
Die Träger der sozial-demokratischen
Rosoemberdsiktatur haben vielmehr von

vornherein ihr Regiment nur als einen

aus der Rot geborenen Übergangszui
stand betrachtet und erklärt, daß eine
aus freiestem Wahlrecht zu berufende
verfassunggebende Nationalversamms
lung über das ferner-e Geschickdes deut-

schen Volkes zu bestimmen habe. Die

sozialdemokratischen Volksbeauftragten waren eben ihr-er inner-

sten Überzeugungnach gute Demokraten, denen der Satz, daß
der Wille des Volkes das höchste Gesetz sein müsse, als

politische Grundforderung in Fleisch und Blut übergegan-
gen war.

Demgemäß haben sie sich denn auch für die Erreichung
dieses staatsrechtlichen Zieles mit größter Entschslossenheitund
unter Gefahr ihres Lebens eingesetzt Denn es gab damals eine

sehr starke politisch-e Strömung sin Deutschl-and, die keine demo-

kratische Staatsordnung, sondern die Diktastur als Dauer-

zustand wollte. Diese Strömung kam nicht etwa vosn rechts.
Von dort her gab es damals keine Opposition Die rechts-
stehenden Elemente, soweit sie sich in jener kritischen Zeit über-
haupt vernehmen ließ-en,stimmten mit ein in den demokrati-
schen Ruf nach einer verfassunggebenden Nationalversammlung.

«

Der Ruf nach Diktatur kam von der linksradikalen Seite-.

Hier gab es im November 1918 eine organisierte, über be-

waffnete Kräfte verfügen-deMacht, eine Macht, »die von Tag
zu Tag bedrohlicher anwuchs und hinter der als gewaltiges
Kraft- und Antriebszentrum das bolschewistische Rußland
stand. Ihr Ziel war die Weitertreibung der deutschen Revo-
lution bis zur protetarischskommunistischen Rätediktatur nach
russischem Muster. Der Regierung der sozialdemokratischen
Volks-beauftragten der deutschen »Kerensk7-Regierung«, er-
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Ein entscheidenderAntrag

lution, jene Mäßigung und Selbstbe-
herrschung, mit der sie sofort den Weg
zur- Herstellung des Rechtsstaates — des

demokratischen Rechtsstaates — gesucht
hat und auf diesem Wege doch immer-
hin ein bedeutsames Stück vorwärts-
gekommen ist.

Hier gestatten Sie mir ein persön-
liches Wort. Gerade weil ich- niemals

Sozialdemokrat, nicht einmal Novem-

ber--Sozi-alistgewesen bin, und es ver-

mutlich auf meine alten Tage auch nicht
.

, ; --«-» imehr wer-de, halte ich es »fürrichtig, an-

zuerkennen, daß mit jener Mäßigung
»

J«, - und Selbstbeherrschung, die im Wesen
der Sozialdemokratie die Grundlage
der Demokratie nicht v-erkannt, sondern
zu Ehren gebracht hat, sich die da-

maligen Machthaber ein Verdienst Deutschland und unser
deutsches Volk erworben haben, dass man über den unausbleibs

lichen Reibungen und Gegensätzen»der Gegenwart und Zukunft
nicht vergessen sollte.«

Der Wille des deutschen Volkes selbst —- zur Geltung ge-
bracht durch die Zustimmung der großen Mehrheit der frei-
gsewähltenMänner seines Vertrauens — ist sonach das Fundg-
ment, auf dem die neue Reichsverfassung ruht. Das gibt ihr
ihre Stärke. Das gibt ihr auch den Anspruch auf Ansehen und

Achtung überall in der Welt, wo freies Staatsbürgertum als

politisches Ehrenrecht gilt. Wer »der Weimar-ers Verfassung die

Achtung versagt, versagt sie dem deutschen Volke, das sie sich
schuf. wer sie beschimpft, befchtmpft »das Deutsche Volk. Die

aber, »die glauben, diese Verfassung wieder über den Haufen
rennen zu können, die ein neues Chaos als Heilmittel gegen
die noch nachwirkenden Gebrechen und Lasten des verlorenen

Krieges empfehlen, würden im Versuchsfall sehr bald die

Kraft zu spüren bekommen, die der republikasnischen Verfassung
innewohnt Denn die große Mehrheit des deutschen Volkes

weiß,welch ein hohes Gut es hier zu verteidigen gilt.
Der in Weimar gezimmerte Staatsbau hat auch in dem

ersten Jahrzehnt seines Bestehens bereits seine innere Fest-ig-
keit bewährt.. Er hat den schwersten Belastungsproben innen-
und außenpolitischerArt standgehalten. Die wiederholten Ver-
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suche der äußerstenLinken wie idser rechtsrsadikalen Fafchisten,
Um mit Gewalt aus dem Wiege zu räumen, haben seinen Be-

stand nicht ernstlich- zu erschüttern vermocht. Ruhe und Ord-

nung ist unter dieser Verfassung wiedserhergestellt worden. Des-

gleichen ist der neue Reichsbau der Gefahren Herr geworden,
die Um von außen umdrohten. Selbst eine so schwere Lebens-

bedWhUnsgwie die Ruhrbesetzung und Rheinlandabsperrunsg
mit ihren Begleiterscheinungen der Separatsistenbewegungund

des gänzlichen Zusammenbruchs der deutschen Währung, hat
er überwunden.

Wenn das Wirtschaftsleben Deutschlands sich aus« der

furchtbaren Zerrüttung, in die Kriegs- und Nach-krieg53·eites

gestützt hatten, wieder aus-gerichtet hat, wen-n die Einheit des

Reichs erhalten wurde, wenn Deutschland im Kreis der

Nationen heute wie-der eine gleich-berechtigte und angesehene
Stellung«einnimmt, so dankt es alles dies nicht zum wenigsten
seiner in Weimar geschaffenen republikanifchsidemokratischen
Staatsordnuing Sie erwies sich als lein neues festes Band des

nxfkkimalenZusammenhaltsz sie hat den Millionen des werks

tattgen Volkes eine bewußte tatkräftige Staatsgesinnung ge-
. geben und Kräfte aus der Tiefe des Volkes entwickelt, die dem

Fortschritt auf allen Gebieten des Gemeinschaftslebens dienen.

Nur im Rahmen einer ehrlich
«

demokratischen Staatsform, in der

dem Willen der Volksmehrheit die

letzte Entscheidung zusteht, konnte

dies vollbracht werden. Mit dem Jn-
krafttreten der neuen Staatsform
erhielten alle Schichten und par-
teien unseres Volkes, die sichzur ge-

setzmäßigenAustragung der in je-
dem Staatswesen unvermeidlichen
politischen und wirtschaftlichen Ge-

gensätze bekennen, einen starken
Schutz gegen Minderheiten, die der

Volksmehrheit mit Gewalt und
Tserror ihr-en Willen aufzwingen
wollen. Damit, daß auch der Oppo-
sition der Weg geöffnet ist, ihre

.Jdeen durch legale propaganda zu
verbreiten, ist ihr zugleich jede mo-

ralische Unterlage entzogen für ein

gewaltsames Vorgehen.

Nicht minder wichtig wie diese
praktisch politische Bedeutung für
die innere Befriedung ist die sittlich
kulturelle Bedeutung der neuen

Staatsform. Die demokratische Re-

publik gewährt jedem Staatsbürger
und jeder Staatsbürgerin das Recht
auf politische Mitbestimmung des Volksschicksals Diesem
erhöhten Recht aber steht auch eine erhöhte pflicht gegenüber,
die pflicht zur politischen Selbsterziehsung und Selbstzsucht, zur
verantwortungsbewußten Mitarbeit am Wohl des Ganzen.

Kein Geringerer als der größte philosophische Denker, den

Deutschland-, den die Welthervorgebracht hat, Jmmanuel Kant,
hat die Grundgedanken für diese Staatsidee geliefert. Indem
Kant den Wert und die Würde des Menschen in der Betäti-
gung seines sittlich-freien Willens erkennt, fordert er auchein-e
Staatsform, die die Voraussetzungen für eine solche sittlich-e
Persönlichkeitskultur bisetet.· an seiner 1795 erschienenen
Schrift »Zum ewigen Frieden« stellt er als die erst-eForderung
auf: »Die bürgerlicheVerfassung in jedsemiStaat sollrepubli-
kanisch seian — Zwar macht Kant bei der Definition des
Begriffs Republik gewisse, aus seiner Situation als preußi-
scher Staatsbeamte-c begreifliche Konzessionen hinsichtlichder
repräsentativen Spitze, aber das wesentliche, was nach ihm die
wirkliche Republik ausmacht und sie von einer bloßenSchein-
demokratie unterscheidet, sieht Kant sehr richtig in der Gesetz-
gebung durch gewählte Volksvertreter und vor allem in dsem

Recht der Volksvertretung, über Krieg und Frieden zu ent-

scheiden. Nur in einer solchen Staatsform kann nach Kiant

der frei-e sittliche Charakter gedeihen, nur in ihrs erscheint der

Mensch nicht als bloßes Mittel zum Zweck, gebraucht oder

«u.f die sskwshsdauq diese- Les wesen-on cis- owe-

nisqrosststhn stets-nasse- ids yek,yqssoagsentrvpjs IUL

sich die-s Dantävdysijt bo«osi-s«e!»eu,sie Dorfs-Mitm- des-

Umwldestiwnqsn sey- Icnjtises Erörterung vorhabe-Jesus.
»

ist«-r »etwas«-uns ist es gestehe-« di- jsk ein speist-:-

Uwiis Franc-lebs- wsutbeisklicbuFalsch-risse von kol-

øsc knicken-, von des-nebelt »si- cltsctonsäuwh Mütt-

dsscimwsn «- scsiaxjoak das tot Rat-no cis- kalt-ek-

-iibnus in Its-s- itz-mästen Pia-IV des-· Dienstes-Jun- po-

iiusptksosinaunq. »so- sta- tes-Woraus tun-i und soll

Hinderniss- virssiiäoih d« eisk- Entstotsluas sol-

ang- «7oLtO-teäts-sstan»as entgegenstehen-und Etu-

-io«s«c«ess ownsij cito Mas«Weste-Clim- »s-

List-Many sehe-I cit- Idyssmälelse des fes-Fassungs-

sntrsusjs sum-I Ztöqjtoütsit Cis-us- nöonitsu sujpobp

stop- s.««stsg«bnnp cito-liess- eetn Its-mon-
.

Dis-»Mac-I. Jan-» ists-.

«- .«.e«ats«s»isss as-

Jsmqystsp
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-

Abschluß der Denkschrift, -

die Hugo Preuß seinem Berfassungoentwurf beigab

miß-brauchtvon den Trägern einer absoluten Gewalt zu egoisti-
schen oder gar kulturwidrigen Zwecken; nur isn ihr gilt er als

sittlicher Sel-bstwert, wie es sein-er Würde entspricht.
Die deutsche Republik,, wie sie in der Weimarer Verfassung

sich darstellt, ist die demokratischste Rsepublik der Welt. Aber

sie ist noch etwas mehr: die Novemberrevolution war nicht
nur auf eine politische Umwälzung eingestellt. Die revolutio-

nären Arbeitermassen forderten nicht nur ein anderes Staats-

r-echt; ihr Streben richtete sich ziugbeich auf die Durchsetzung -

großer wirtschaftlich-er Forderungen. Ja, ein ganz neues Wirt-

schaftssystem, das sozialistische, wurde von einem Teil der

Arbeiter--"chaft als rasch zu erreichendes Ziel verfolgt. Die
wüten-den Angriffe der äußersten Linken gegen National-

versammlung, Demokratie und republikanische Reichsverfassung
hatten ja die Erzwingung dieses letzten Entwicklungszieles auf
dem Wege der gewaltsamen Diktatur zum Ziel.

Auf dem wirtschaftlichen Gebiete liegt auch heute noch- die

Grundqsuelle der scharfen Gegensätze,der feindseligen Stim-

mungen und schweren Bedrohungen der inneren Ordnung
unseres wie aller anderen industriell entwickelten Staaten. Ein

schweres problem harrt hier noch seiner Lösung: das große
sozial-e Problem, den Gegensatz auszugleichen zwischen Riesen-

reichtum auf der einen und Massen-
armut auf der anderen Seite. An-

näherung an idas ideale Ziel: wohl-
ständige und menschenwiirdige Te-

benshaltung für alle, muß hier der

Richtstern unseres Strebens sein.
Auch in dieser Hinsicht enthält

die Weimarer Verfassung ein neues

weltgeschichtlich bedeutsames Mo-

ment. Sie ist. nicht nur die demo-

kratischste, sondern auch die sozialste
Verfassung der Welt. Richt, dsaßsie
das soziale Problem gelöst hätte,
nein, aber sie hat den Weg zu- seiner

«

Lösung gezeigt. Das ist die Bedeu-
tung des Artikels 165, der die

Grundzüge eines Organisationssys
stems aufstellt, das für den Kampf
zwischen Kapital und Arbeit Isegale
Austragswege ausbauen soll, und
das letztlich die Überwindung des

wirtschaftlichen Gegensatzes zwi-
schen Kapitalist und Lohnarbeiter
zum Ziele hat. So soll neben der

politischen auch die wirtchaftliche
Demokratie sichs durch-setzen.

Damit ist auch auf diesem wich-
tigen Grunsdgebiet unseres volk-

lichen Daseins der Weg zum Frieden gewiesen und die Aus-

schaltung gewalttätiger Methoden angebahnt Deutschland
aber ist das Tand, das unter Vermeidung des russischen Irr-
wegs allen Völkern voranschreitet auf diesem Weg zum sozialen
Frieden.

Jch darf hier einig-e wenige Sätze wiederholen aus dem
Geleitwort, das ich dser Verfassung bei ihrer Verabschiedung in
der Nationalvsersammlunsg als Reichs-innenministermit auf den
Weg gab. Ich sagte damals: »Die Überwindungdes Faust-
rechts, auch auf dem wirtschaftlichen Kampfgebiet, ist der Sinn
dieser Bestimmungen der Verfassung. Dadurch charakterisiert
fie sich als »die Verfassung leiner sozialen Demokratie. Das

deutsche Volk ist das erste Volk, das diesen Gedanken, diese
Wegweisung zum sozialen Frieden in sei-ne Grundrechte auf-
genommen hat. Es hatte hierfür kein Vorbild. Es ist seine
eigenste Leistung, und es ist eine Leistung besten deutschen
Geistes, des Geistes von Weimar, der in der Geistes- und

Kulturgeschichte der Welt ein so hohes Ansehen errungen hat.«

In dieser hohen ssozialenAufgabe sehe ich die nationale
und internationale Mi sion des deutschen-Volkes, in deren Er-

füllung es sich selbst und der Menschheit die höchstenDienste zu
leisten berufen ist. Möge es unserem Volke gelingen, auf
diesem Wege den Aufstieg zu finden zur lichten Höhe voll-

entfalteter politischer und menschlicher Kulturl
»

( X»
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Verfassung und Boll.
Von Reich-sminister des Innern C a r l S e v e r i n g, M. d. R.

Die berühmte Rede Ferdinand Cassalles hat, was das

Grsunsdssätzlichebetrifft, noch heute Geltung: der König und

seine Offiziere —. sie sind ein Stück Verfassung. Nur, daß es

heute heißen muß: das Volk ist die Verfassungl Oder, richtiger-

Oer mißlungene Versuch von 1849

gesagt: die Mehrheit des Volkes ist die Verfassung. Es wäre

gewiß besser, wenn das Volk in seiner Gesamtheit hinter der

Verfassung stände. Für die Wirksamkeit, für den Bestand, für
das Zustandekommen der Verfassung genügt nach dem Prinzip
der Demokratie indes eine Mehrheit, eine Mehrheit, die, mehr
,,wi«e der König »und sein-e Offiziere«»,nicht nur ein Stück

Verfassung, sondern die Verfassung schlechthin ist.
Durch die lebendige Volksmasse bekommt die Verfassung ihre
Macht. Denn darsan kommt es an, daß hinter den wenigen
Seiten beschrieben-en oder bedruckten Papiers, die den Wortlaut
der Verfassung enthalten, ein willensstsarkes und handlungs-
fähiges Volk steht. Wenn und solange diese Voraussetzung
erfüllt ist, strömt in das scheinbar mechanische Instrument
des Verfassungskodex ohne Unterlaß sdie Kraft dieses Volks-
teiles und wandelt das papierne Dokument zu einem Orga-
nismus, zum Lebensgefäß, zum Herzstückder gesamten Volks-

·gemeinscha.ft.Auch die, die abseits stehen, die der Verfassung
den Respekt verweigerns, sie verwässern sund zerreißen möchten,
können sich ihrer Wirksamkeit nicht entziehen. Willig oder

unwillig blickt jeder Deutsch-e auf die Verfassung, um ans den

Rechten, die sie verheißt, tseilzuhaben. Es wirkt oft über-
raschend, es ist aber nur ein-e. unbewußte Anerkennung unserer
demokratischen Verfassung, wenn ihre Gegner im Lager der

Diktaturschwärmer sich· auf die Freiheiten berufen, die das
Weimarer Grundgesetz jedem Bürger der Republik gewährt.—
Es versteht sich von selbst, daß solche Freiheit ihre Grenze
finden muß am Bestand des Volksstaates, daß sie nicht dazu
gemißbrauchstwerden darf, den Mehrheitswillen des Volkes

zu verfälschen oder auch nur zu stören.
«

»
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OberflächslsicheBetrachter haben gelegentlich gemeint, daß
die Verfassung von Weimar nur ein Gebilde des Zufalls sei,
gewissermaßen das Produkt einer schlechten und getrübten
Stunde. Diese leichtfertigen Betrsachter meinen dann auch, daß

es kein großes Auf-
heben geben würde,
wenn die Weimarer

Verfassung wieder ver-

schwände. Das ist eine
überaus kindische Be-

tr«acht«ungsweise.Die

Verfassung, die sich
ein selbstbewußtes
Volk gibt, ist kein an-

geklebtes Ornament,
ist vielmehr Fleisch
und Blut dieses Vol-
kes. Die Mehrheit des

deutschen Volkes hat
in Weimar nicht will-

kürlich gehandelt, sie
hat vielmehr in kon-

sequenter Entwicklung
jahrzehntelangen Stre-
bens das verwirklicht,
wovon Generationen

geträumt, worum die

bestenMänner des Vol-
kes gerungen haben.
Wenn es wahr ist,
daß nur das in der

Welt Bestand hat,
was in geschichtlichen
Voraussetzungen wur-

zelt, so hat die Wei-
marer Verfassung Aus-

sicht auf langen Be-

stand. Ihre Geschichte
greift weit zurück in

Deutschlands Ver-

gangenheit; sie hat
jedenfalls mehr Tra-

dition, als irgendeine Diktatur haben würde. Das Volk von

Weimar vollstreckte ein bedeutendes Geschichtserbe, es

vollendete eine giewaltige Entwicklung, die über die Bauern-

kriege der nachreformatorischen Zeit hinüsberführt zu den Frei-
heitskämpfen von 1848, die-dann, vielfach durchbrochen, aber

immer wieder siegreich, den maskierten Absolutismius und

dessen Klassenvorriechte end-gültigdurchstößt,um im- Volksstaat
und seiner unbedingten Demokratie ans erste Ziel zu kommen.
Man sieht: die Weimarer Verfassung ist kein Zufallsgebilde,
sie ist nicht von außen her uns aufgepfropft worden, sie ist
vielmehr die Verwirklichung von mehreren hundert Jahren
politischer Arbeit. UnigezählteOpfer sind ihr voriangeschritten,
die besten Köpfe haben sie, jeweils bedingt durch die Ausdrucks-

form ihrer Zeit, vorgedacht, die Dichter haben von ihr ge-

sprochen Und die Sänger von ihr gesungen, die Millionen der

Regierten —- der Untertanen —- aber haben nach dem Grund-

gesetz der demokratischen Gerechtigkeit, der Gleichberechtigung
aller, g-eschrieen. Die Millionen der einstigen Untertanen und

heutigen Volksgenossen sind mit dem Weimarer Grundgesetz
der Demokratie verwachsen, denn dies Grundgesetz ist nichts
anderes als sdie Niederschrift des Willens und ldes Vermögens
der Volksmehrheit. Hinter der Verfassung von Weimar steht
die geistig-e und physische Macht der überwiegenden Mehrheit
des deutschen Volkes. Nur wer diese Macht beseitigt, kann
die Verfassung von Weimar beseitigen. Jn solchem Tat-

bestand wurzelt die Dauer der Weimarer Verfassung. Sie ist
ausbaufähig und asusbauwillig; aber sie kann nur abgewandelt
werden nach dem Gesetz, nach dem sie geschaffen: nach dein

Gesetz des Volkes.

«-f.
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Der Aufsiieg des deutschen Volkes zur inneren Freiheit.
Reichspräsident von Hindenburg:
Das deutsche Volk hat in Zeiten schwerster prüfungsein

Schicksalin die eigene Hand genommen. Möge es beweisen,
daß eS dieser Selbstverantwortung gewachsen ist.

Karl Freiherr von Stein:

Ich halte es für wichtig, die Fesseln zu zerbrechen, durch
Welche die Bürokratie den Aufschwung der menschlichen
Tätigkeit hemmt, jenen Geist der Habsucht- des schmutzlgen
Vorteils, jene Anhänglichkeit ans Mechanische zu stören- die

diese Reigierungsform beherrschen. Man muß die Nation

daran gewöhnen, ihre eigenen Geschäfte zu verwalten, und

aus jenem Zustande der Kindheit hinauszutreten,« in dem
ein-e immer unruhige, immer dienstfertige Regierung die

Menschen halten will. Der -Übergang aus dem alten Zustand
der Dinge in eine neue Ordnung darf nicht zu hastig sein, und

man muß die Menschen nach und nach an selbständiges
Handeln gewöhnen, ehe man sie zu großen Versammlungen
beruft und ihnen große Interessen zur Diskussion anvertraut

Hardenberg :

. Also eine Revolution im guten Sinne, geradehin führend
zu dem großen Zweck der Veredelung der Menschheit, durch
Weisheit der Regierung und nicht durch gewaltsame Impul-
sion von innen oder außen —- das ist unser Ziel, unser lei-

tendes Prinzip. Demokratische Grundsätze in einer monar-

chisch-enRegierung: dieses scheint mir die angemessene Form
für den gegenwärtigen Zeitgeist. Die reine Demokriatie müssen
wir noch dem Jahre 2440 überlassen,wenn sie anders je für
den Menschen gemacht ist.

Gneifenau:
Die Revolution hat die ganze Nationalkraft des fran-

zösischenVolkes in Tätigkeit gesetzt, dadurch die Gleichstellung
»derverschiedenen Stände sund die gleiche Besteuerung des Ver-

mögens, die-lebendige Kraft im Menschen und die tote der
Güter in einem wuchernden Kapital umgeschaffen und da-

durch die ehemaligen
Verhältnisse der Staaten

zueinander und das dar-

auf berushende Gleich-
gewicht aufgehoben.
lWollten die übrigen
Staaten dies-es Gleichge-
wicht wieder herstellen,
dann mußten sie sich »die-
selben Hilfsquellen er-

öffnen und sie benutzen.
Sie mußten sich dsie Re-

sultate der Revolution

zueignen und gewannen
so den doppelten Vorteil,
daß sie ihre ganze Natio-

nalkraft einer fremden
entgegensetzen konnten
und den Gefahren einer
Revolution entgingen,
die gerade dar-um für sie
noch nicht vorüber sind,
weil sie durch eine

freiwillige Veränderung
ein-er gewaltsamen nicht
vorbeugen wollten.

Bismarck:
,

Es kann ja sein, daß
Gott für Deutschl-and
noch eine zweite Zeit des

Zerfalles und darauf eine
neue Ruhmeszeit vorhat,-
asuf einer neuen Basis
der Republik, das aber

berührt uns nicht mehr.

Friedrich Eltern

Jchi bekenne aber auch, daß ich ein Sohn des Arbeiter-

standes bin, ausgewachsen in der Gedankenwelt des Sozia-
lismus, und daß ich weder meinen Ursprung noch meine

Überzeugung jemals zu verleugnen gesonnen bin. Indem
Sie das höchsteAimt des deutschen Freistaates mir anver-

trauen, haben Sie — ichsweiß es — keine einseitige parteis
herrschaft aufrichten wollen. Sie haben aber damit den un-

geheuren Wandel anerkannt, der sich in unserem Staatswesen
vollzogen hat, und zugleich auch die glewaltige Bedeutung der

Arbeiterklasse für die Aufgaben der Zukunft. Die ganze wirt-

schaftliche Entwicklung läßt sich darstellen als eine fortwäh-
rende Verringerung und Abtragung der Vorrechte ider Geburt.

Ietzt hat das deutsch-e Volk dieses Vorrecht auf dem Gebiet
der politik restlos beseitigt. Und auch auf sozialem Gebiet

vollzieht sich diese Wandlung. Auch- hier werd-en wir bestrebt
sein müssen, allen, im Rahmen des menschlich Möglichen,
den gleichen Ausgangspunkt zu geben und das gleiche Gepäck
ausfzuladen.

Gustav Strefemanm
Gewiß, der Streit um Altes und Neues ist noch nicht

ausgefochten. Wie sollte das auch in einem Jahrzehnt möglich
seinl Aber gegenüber der Idee ,,altes oder neues Deutsch-
land« fand sich die Synthese des Alten mit sdem Neu-en. Nie-
mand in Deutschland kämpft für »die Wiederherstellung dessen,
was war. Seine Schwächen und Fehler liegen zutage. Aber
was weite Schichten fordern als Anerkennung im neuen

Deutschland, das ist die Achtung vor dem, was groß und ehr-
würdig in dem alten gewesen ist.

Viele sind gewiß nur schwer und zögern-dzu dieser Auf-.
fassung der Bekundung der Treue zum neuen Deutschland ge-
kommen. Aber mit jedem Tage sind die Reihen derer stärker
geworden, die sich hier zusammenfanden. Und nicht, was im

Überschwang der Änderung von heute auf morgen, sondern
was im·· harten Ringen und Gegenspiel der Seele wurde, gibt
Gewähr für seinen Bestand.

Entnvmmen dem Gedenkbuch der Neichsregierung zum Ver asfungstag ,,Deutfche
Einheit —- Deutfche Freiheit«, erschienen im 8entralverlag, erlim

Ein erstes Gelingen; 1866
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Verfassung und Welianschauung.
Von Dr. Marx, M.d.R,

Wenn sich die Verfassung von Weimar noch nicht in allen

Teilen des deutschen Volkes der Achtung und Beliebtheiters
freut, die sie tatsächlich verdient, so liegt das zu einem großen
Teil-e daran, daß sie unter Vorurteilen mannsigfacher Art

·leidet. Die christlich gerichteten Bevölkerungskreise werden
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verwaltet ihre Angelegenheit selbständig,natürlich innerhalb
der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Die Erwerbung
der Rechtsfähigkeit ist in weitem Umfange gesichert (Art. 137).
Ebenso werden das Eigentum und sonstige Rechte der Reli-

gionsgesellschaften an ihren Anstalten, Stiftungen und ihrem
sonstigen Vermögen gewährleistet(Art. 138).

Die Iugenderziehung ist, soweit es

» durch Verfassunsgsbestimniungen geschehen
kann, grundsätzlich in durchaus zufrieden-
stellender Weise geordnet. Die Bildung der

Jugend soll »durchöffentliche Anstalten er-

folgen, bei deren Einrichtung Reich, Länder
und Gemeinden zusammenwirken sollen

gar-» w-.
,

,
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(Art. 145). Die allgemeine Schulpflicht wird

in Art. 145 verfassungsmäßigfestgelegt. Zu
ihr-er Erfüllung dient die Volksschule mit

mindestens acht Schuljahren und die an-

; . schließende Forthitdungsschure bis zum

nur«-us..;-zz,.. vollendeten 18. Lebensjahr. Wertvoll im

Sinne der allgemeinen Volksbildung ist die

ZEIT-»f-·lJ": "y’.

Das Reich Blemarcta

vielfach dadurch irregeführt, daß man ihnen vorträgt, die Ver-

fassung sei unchristlich sie sei von religionsfeindlichem Sinne

beeinflußt. Nichts ist falscher als das. Wo ist dann in einer
der früheren Verfassungen von Gott die Rede gewesen? Dem-

gegenüber kann nicht bestritten werden, daß eine große zahl
von Bestimmungen der Weimarer Verfassung die Freiheit der

Religionsübunsg, die Freiheit der Gewissen betont und aus-

drücklich festlegt. Manche Religionsgemeinschaften verlangen
aber in erster Linie für ihre Betätigung Freiheit von staatlicher
Bevormundung In dieser Beziehung bedeutet die Weimarer

Verfassung zweifellos einen großen Schritt voran. Der

Art. 135 sichert allen Bewohnern des Reiches volle Glaubens-
und Gewissensfreiheit Die ungestörte Religionsübsung wird

gewährleistetund ausdrücklich unter staatlichen Schutz gestellt.
Die bürgerlichen und staatsbürgerlichenRechte rund pflichten
sollen durch die Ausübung der Religionsfreiheit weder bedingt
noch beschränktwer-den. Der Genuß bürgerlicher und staats-
bürgerlicher Rechte, sowie namentlich die Zulassung zu öffent-
lichen Ämtern sind unabhängig vom religiösen Bekenntnis

(Art. 136). Das sind doch offensichtlich Bestimmungen, die

durchaus der modernen Entwicklung entsprechen und zu be-

grüßen sind. Wenn es dann weiter heißt, daß niemand ver-
pflichtet sei, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren, daß
auch die Behörden nur dann das Recht haben sollen, Fragen
nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft zu
stellen, wenn Rechte und pflichten davon abhängen oder eine

gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert, dann .

muß das doch unter allen Umständen als sein Vorzug betrachtet
werden gegenüber der vom religiösen Standpunkte aus uners-

träglsichenEinmischung des Staates in die religiöse Gesinnung
des Staatsbürgers, wie sie früher leider vielfach zu beklagen
war. Im Sinne echter Religiosität ist meines Erachtens auch
die Bestimmung zu begrüßen, daß niemand zu einer kirchlichen
Handlung oder Feierlichkeit oder zur Teilnahme an religiösen
Übungen gezwungen wer-den darf (Art. 136). Das ist Sache
der Religionsgesellschaften, deren Freiheit durch Art. 137 in

jeder Richtung gewährleistet wird. Ihre Bildung unterliegt
keinen Beschränkungen Isede Religionsgesellschaft ordnet und

,
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Bestimmung, daß der Unterricht und die

Ternmittel in den Volksschulen und Fort-
bildungsschulen unentgeltlich sind. Am we-

nigsten glücklichist leider der äußere Auf-
bau des Schulwesens geordnet. Der Art. 146

trägt zu offensichtlich die Spuren der schwe-
ren Kämpfe an sich, die seiner endgültigen
Fassung vorhergingen. Über seine Ausle-

gung sind so hartnäckige und schwierige
Meinungsverschiedenheiten entstanden, daß
bis jetzt das in diesem Artikel vorgesehene
Reichsschculgesetz noch nicht zustande ge-
kommen ist. Bedeutungsvoll sind aber

wiederum die Darlegungen über das Ziel der Schulbildung
in Art. 148, der auch die Sorge für das gesamte Volks-

bildungswesen ausdrücklich dem Reiche, den Ländern und den
Gemeinden auferlegt. Hervorzuheben ist die wertvolle Bestim-
mung, daß beim Unterricht in öffentlichen Schulen Bedacht
darauf zu nehmen ist, daß die Empündungen Anders-denkender
nicht verletzt werden,

Von größtem Werte ist sdieFeststsellung des Art. 120, der

die Erziehung des Nachwuchses als natürliches Recht der

Eltern, aber auch als ihre oberste pflicht erklärt, eine Bestim-
mung, die in früheren Verfassungen überhaupt nicht zu finden
war. Der verschiedenen Auffassungen der Eltern entsprechend
erklärt der Art. 149 auf der einen Seite den Religionsunters
richt zum ordentlichen Oehrfach der Schulen; er soll in Über-

einstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden Religions-
gesellschaft erteilt werden, aber unbeschadet des Aufsichtsrechts
des Staates. Diese Bestimmung bezieht sich natürlich nicht auf
die sogenannten weltlichen Schulen. Andererseits wird den

Lehrern und auch den Erzisehungsberechtiigten freigestellt, die

Erteilung des Religionsunterrichts bzw. die Teilnahme der

Kinder am Religionsunterricht oder an kirchlichen Feiern ab-

zulehnen. Die Freiheit der in Betracht kommenden Persön-
lichkeiten ist also unter allen Umständengewahrt.

Sehr wenig bekannt ist die gerade für unsere Zeit be-

merkenswerte Vorschrift des Art. 113, die dahin geht, daß
fremdsprachige Volksteile des Reiches weder »durch die Ge-

setzgebung noch durch die Verwaltung in ihrer freien volks-

tümlichen Entwicklung, besonders nicht im Gebrauche ihrer
Muttersprache beim Unterricht, sowie bei der inneren Ver-

waltung und der Rechtspflege beeinträchtigt wer-den dürfen.
Wenn also unser ReichsaußenministerDr. Stresemann sich mit

solcher Energie für die Rechte der Minderheiten bei den Ver-

handlung-en des Völkerbundes einsetzt, so kann er mit Ge-

nugtuung auf diese Bestimmung der Weimsarer Verfassung hin-
weisen. Zustände, wie sie sich in Südtirol in. so—beklagenss
werter Weise entwickelt haben, sind für das Deutsche Reich
verfassungsmäßigausgeschlossen.

-
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Wenn man sich die überaus wertvollen Bestimmungen
Unserer Verfassung über die Rseligionsgesellschaften und-die

lBildungsfsragen vergegenwäsrtigt,dann wird man nachmeiner

Überzeugungnicht umhin können, diese Verfassung nicht nur

als staatsrechtlich verbindlich zustande gekommen anzuer-

kennen, sondern sie auch, weil sie überaus wertvolle Fort-
schritte kultureller Art gegenüber den früheren Zuständenin
sich enthält, zu schätzenusnd zu achten. Möchte die zehnjährige
Feier ihres Bestehens dem einheitlichen Zusammenschluß des

deutschen Volkes in dieser Richtung dienenl

Der AnschlußOsterreichsund- die Verfassuna
Von Reichstagspräsidentp a ul T ö b e.

Als vor zehn Jahren die neue Verfassung für die Deutsche
Republik geschmiedet wurde —- ehe das Diktat der Friedens-
verträge ungezählte Hoffnungen zerschlug ——, glaubten viele
der besten Männer aus allen Teilen Deutschlands den Zu-
sammenfchlußmit Osterreichs in nächsterNähe. Die dynastis
schen Hindernisse waren gefallen, alte Hemmnisse bestanden
nicht mehr, über den Willen der bei-den beteiligten Volksteile

bestand kein Zweifel. Der österreichische-deutscheStamm hatte
durchden Mund seiner Vertreter sichsoffiziell zum Bestandteil
der Deutschen Republik erklärt, alle Äußerung-en von privaten
Korporationen und Vereinigungen gingen in gleicher Rich-
tung. Der Gesandte Osterreichs, Ludo Hartmann, ein be-
kannter Anschlußfreund, nahm schon eine Art Mittelstellung
ein. Er saß in Weimar bereits auf den Bänken des Reichs-
rates und beteiligte sichs an denVevhandslungen im Ver-

fassungsausschuß,als ob Osterreich lschon ein Teil des Reiches
wäre. Entsprechend war die Stellungnahme der deutsch-en
Regierung und der Volksvertretung in dieser Zeit.

Schon in feiner Eröffnungsrede in der Weimarer

Nationalversammluing am S. Februar hatte der Volksbeauf-
tragt-e, spätere ReichspräsidentEbert den Willen zum Zu-
sammenfchlußunzweideutig ausgesprochen, indem er unter

lautem, sich ständig wiederholen-den und steigernden Beifall
ausführte:

»Unsere deutsch-österreichischenBrüder haben auf ihrer -

Nationalversammlung bereits am 12. November vorigen Jahres
sich als Teil der groß-deutschenRepublik erklärt. Ietzt hat die

deutsch-österreichischeNationalversammlung erneut unter stür-
mischer Begeisterung uns ihren Gruß entboten und die Hoff-
nung ausgesprochen, daß es unserer und ihrer National-

versammlung gelingen wird, das Band, das die Gewalt 1866

zerrissen hat, wieder neu zu- knüpfeii. Deutsch-Ostserreichsmüsse
mit dem Mutterland für alle Zeiten vereinigt werden. Meine
Damen und Herrenl Ich bin sicher, im Sinne der gesamten
Nationalversammlung zu sprech-en, wenn ich diese historische
Kundgebung aufrichtig und voll Freude begrüße und sie mit

gleicher sherzlicher Brüderlich-keit e"rwid-ere. Unsere Stammes-
und Sch-icksalsgsenossendürfen versichert sein, daß wir sie im»
neuen Reich- »der deutschen Nation mit offenen Armen und

Herzen will-kommen heißen. Sie gehören zu uns und wir ge-
hören zu ihnen. Ich darf auch wohl die Erwartung aus-

sprechen, daß die Nationalversammbttng die künftige Reichs-
regierung ermächtigt,baldigst mit der Regierung des deutsch-
öfterreichsifchenFreistaates über den endgültigen Zusammen-
schluß zu verhandeln. Dann soll kein Grenzpfahl mehr
zwischen uns stehen. Dann wollen wir sein ein einig Volk

von Brüdern«
«

Diese Sätze sind am folgenden Tage auch von demersten
Präsidentendes Parlaments, Dr. David, in seiner Antrittsrede
unterstrichen und in einer großen Anzahl

«

Begrußungs-
telegrammen aus allen Teilen Osterreichs bestätigt worden.

Das Gesetz über die vorläufige Reichsgewalt, die von den

Volksbeauftragten Ebert und Scheidemann vorgelegte Not-

Vekfassung,schlug bereits dsie ersten Maßnahmen zur Be-

teiligung Osterreichs an der deutschen Gesetzgebung vor-und
sagte in seinem § 2:

»Wenn DentschsOsterreich sich dem Deutschen Reiche an-

schließt,erhält es das Recht der Teilnahme am Staaten-

ausschuß mit ein-er dem Absatz2 entsprechenden Stimmenzahl.
Bis dahin nimmt es mit beratender Stimme teil.«

Die Beratung dieser Notverfassung gab den einzelnen
parteien Gelegenheit, zur Frage des Anschlusses Stellung zu
nehmen, und alle, ohne Unterschied, Regierungsparteien und

Opposition-en, stellten sich auf den gleichen Standpunkt. Für
das Zentrum tat es imit warmen Worten der inzwischen ver-

storbene Abgeordnete Gröber, der sich als Schwabe, als

»Vorder-Ofterreicher«bekannte, und den Landsleuten von der
anderen Seite der Donau ein herzliches Glückauf zum Will-
kommen entgegenrief. Mit den Worten: »Wir grüßen die

österreichischenBrüder, kommt, wir warten«, schloß der Ab-

geordnete Naumann »für die Demokraten seine darauf bezüg-
lichen Ausführungen, und der Abgeordnete Keil ver-

sicherte für die Sozialdemokratie: »Wir werden die Stamm-es-
brüder aus der alten zerfallenen Donaum-onarchie, wenn sie zu
uns kommen, willkommen heißen im Namen der deutschen
Einheit.«

Aber auch die oppositionellen Gruppen stellten sich-auf den

gleichen Standpunkt. Der Abgeordnete Haase von der Un-

abhängigen Sozialdemokratischen partei, zu der damals noch
die heutigen Kommunisten gehörten, erklärte: »Zu Osterreich
stehen wir alle gleichs, meine part-ei hat stets gesagt, daß die
Völker nach ihrem eigenen Willen ihr Geschick bestimmen
sollen, und, da die Osterrseicher zu Deutschland wollen, wäre
es einfach eine Verleugnung unseres Grundsatzes, wenn wir
die Osterreichierabftoßen.«

Im gleichen Sinne äußerte sich Dr. Rießer für die

Deutsche Volkspartei, uind gemeinsam mit den Vertretern der

Deutschnationalen wurde von sämtlichen Fraktionen der fol-
gende Antrag eingebracht:

»Die Nationalversammlung nimmt mit lebhafter Genug-
tuung von den

BeschliåstenKenntnis, mit denen die Vertreter
der Stämme Deutsch- stserreichs ihre Zugehörigkeit zudem
deutschen Gesamtvolk bekundet haben. lSie bestätigen den

deutsch-österreichischenBrüdern, daß über die bisherigen taat-

lichen Grenzen hinweg die Deutschen des Reiches und ster-
reichs eine untrennbare Einheit bilden und spricht die zu-
versichtliche Hoffnung aus, daß durch- die von den Regierungen
einzuleitenden Verhandlungen die- innere Zusammengehörig-
keit bald in festen staatlichen Formen einen von allen Mächten
der Welt anerkannten Ausdruck finden wird.«

Der Antrag, den die Abgeordneten Töbe, Gröber, Hause,
v. payer, Dr. Graf von pos-adowssky-W«ehner,Dr. Stresemann
unterschrieben hatten, wurde am 21. Februar unter Beifalls-
kundgebungen einstimmig angenommen.

Aber, was damals als bald mögliche, dicht bevorstehende,
staatsrechtliche Tatsache angesehen wurde, ist durch die
Friedensverträge von Versailles und St. Germain zwar nicht
für alle Zeit verboten, aber auch· von der Zustimmung des
Völkerbundes abhängig gemacht und damit auf lange Zeit
hinausgeschoben word-en. -

Begraben find diese Ansprüche auf staatliche Einigung
der Deutschen damit nicht,- sie bleiben bestehen, und von der

Befriedung Europas wird es abhängen-,wann endlich der Tag
naht, der auch uns Deutschen das Selbstbestimmungsrecht ge-
währt, das die Grundlage der Neuovdnung Europas werden

sollte.

271



Ver Oelmatdieust

Der Ausbau der Weimarer Verfassung
Von Dr. K ai s senber g , Ministerialrat im Reichsministserium des Innern.

Am 31. Juli 1919 war nach nur süsnfmonatiger par-la-
mentarischer Arbeit die neue Reichsvierfassung von der

Nationalversammlung in der Schlußlesung angenommen, am

U. August von Reichspräsident Friedrich Ebert ausgefertigt
worden. Damit war »das Verfassungsgrundgesetz, die Grund-

lage für das neue Reich, geschaffen. Vorhanden waren Fundai
ment, Mauern und Dach, aber das Wserk bedurfte noch des
inneren Ausbau-es. Die Verfassung stellt vielfach Grundsätze
auf und überläßt Einzelheiten besonderen Gesetzen. An zahl-
reichen Stellen finden sich Formeln, nach denen das Nähere
ein Reichsgesetz, dieses oder jenes Gesetz regeln sollen.
zunächst galt es, die Bildung der Reichsorgane zu sichern,

um das neue Staatswesens funktionsfähig zu- erhalten.
Artikel 22 der Reichsverfassung zeichnet die Grundlinien

des neuen demokratischen Reichstagswahlrechts:
allgemein, gleich, unmittelbar und geheim nach idem Grundsatz
der V erh ältsn is w ahl , wahlberechtigt all-e Männer und

Frauen über 20 Jahre, Wahltag ein

Sonntag oder öffentlich-erRuhetag
Alles Nähere wurde dem Reichs-
wahlgesetz vorbehalten.

Die Nationalversammlung hatte
zum Studium des zweckmäßigsten
Verhältniswahlsystems einen Unter-

ausschuß des Verfassungsausschusses
eingesetzt. Dieser empfahl, das Wahl-
vserfahrsen nach dem badischen auto-

matischen System zu gestalten. Jn-
folge des Kappsputsches ergab sich
die politische Notwendigkeit, be-

schleunigt zur Wahl des ersten
Reichstags zu schreiten. Das Reichs-
wahlgesetz mußte rasch- verabschiedet
werden. Die Rücksichtauf die Par-
teiorganisationen zwang dazu-, auf
eine neue Wahlkreiseinteilung und

damit das elastische Verfahren der

Bildung von Wiashlkreisen, wie es

die Regierungsvorlage vorgesehen —

hatte, zu verzichten. So übernahm » ;::·";k .

man die Wahlkveiseinteilung der s

—

·

Nationalvertsammliungsswahl mit

wenigen, in der Hauptsache durch
die Gebietsverluste bedingten Ande-

rungen. War an sich das Washlgesetz
von 1920 nur ein provisorium, so
ist es gleichwohl in sein-en Grund-

zügen bis heute unverändert ge-
blieben. Es hat lediglich durch drei Novellen Änderungen
erfahren, die sich auf Neu-ordnung wahltechnischer Fragen
beschränkten, ohne das Wahlsystem als solches, besonders
auch die Wahlkreisseinteilung zu ändern. Die bedeutsamste
Änderung war die Einführung des amtlichen Einheits-
stimmzettels.

Der Rseichsspräsidsent ist nach Artikel 41 in all-

gemeiner Volkswahl zu wählen. Wählbar ist jeder Deutsche,
der das Zö. Lebensjahr vollendet hat. Das Nähere bestimmt
ein Reichsgesetz Die Rationalversammlunig konnte sich weder

für den im Verfassungsentwurf enthaltenen Vorschlag der

Stichwahl, noch für den Vorschlag des Verfassungsaus-
schusses entscheiden, wonach- gewählt sein sollte, wer die meisten
Stimmen, die re la tive M ehr heit, erhalten hat. Gegen
die Stichwahl wie gegen die relative Mehrheit im einzigen
Wahlgange sprach die Zerspslitterung der deutschen parteivers
hältnisse. Die in der Verfassung offen gsebliebene Frage der

Wahlart wurde im Gesetz über die Wahl des Reichspräsidenten
vom q. Mai 1920 geregelt. Es soll zunächstdie absolute
M ehrh eit entscheiden. Wird sie nicht erreicht, so soll in
einem zweit-en Wahl-gang die relative Mehr-
heit den Ausschlag geben. Nach Ausschreibunsg der ersten
Präsidentenwahl wurde durch Initiativgesetz des Reichstags
auch für die präsidentenwahl der amtliche Stimmzettel ein-

t
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Thronverzicht des letzten Kaisers

geführt, der bereits bei den beiden Reichstagswahlen des

Jahres 1924 mit Erfolg verwendet worden war.

Entsprechend den Forderungen der Demokratie hat die

·Verfassung von Weimar auch die unmittelbare Gesetzgebung
durch das Volk ein-geführt, und zwar in den Formen des

Volksentschei«sds und des Volksbegehrens. Die

Anwendung des Referendums auf eine so große cZahl von

Stimmberechtigten, wie sie Deutschl-and aufweist, bedeutete ein

gewisses Wagnis. Dem stand gegenüber, daß-dadurch ein wert-

volles Mittel der politischen Volkserziehusng zu tätiger Demo-
kratie gewonnen wurde. Der gesteigerten politischen Macht
muß auch sein erhöhtes Verantwortungsgefühl jedes Stimm-

berechtigten entsprechen. Die Form der unmittelbaren Mit-

wirkung des Volkes an der Gesetzgebung zu gestalten, war

nicht leicht, da Volksbegehren bisher nur in klein- sund mittel-

staatlichsen Verhältnissen bekannt waren. In den Einzelstaaten
der nordamerikanischen Union werden die Unterschrian unter

Gesetzesbegehren meist gewerbs-
mäßig gesammel·t. Demgegenüber
mußte das Volksbegehren in

einem großen Staatswesen zur Ver-

meidung von Unredlichkeiten und

von Belästigungen »der Bevölkerung
in strengere Form-en gekleidet wer-

den. Die Unterschriften sind vor

Gemeindebehörde zu leisten.
Auch führte das Gesetz über den

Volksentscheid ein Vorver-

fsahr-en, das Zulassungsveri
f a h r e n , ein, in dem geprüft
wird, ob die verfassungsmäßigen

. Voraussetzungen für Einleitung
und Durchführung eines Volks-

begehrens erfüllt sind.
Der in der Nationalver-samm-

lung lebhaft umstrittene R eu -

gliederungsartikel sieht
die Änderung des Gebietes von

Ländern und die Neubildung von

Ländern durch verfassungsändern-
des oder durch einfaches Reichs-
gesetz vor. Letzteres genügt, wenn

die beteiligten Länder zustimmen
oder die Ums oder Neusbildung von

der Bevölkerung gefordert wird und

ein überwiegendes Reichsinteresse
sie erheischt. Der Wille der Be-

völkerung ist durch A bstim-
mung festzustellen Deren Verfahren ist im Gesetz zur

Ausführung des Artiksels 18 der Reichsverfassung vom

8. Juli 1922 geregelt, das nacht manchen Schwierigkeiten im

Reichsrat und Reichstag zustandegekoimmen ist.
Die Ausführungsbestimmungen zu den Wahl- und Ab-

stimmungsgesetzen sind in der R ei ch s st i m m o r d nun g

einheitlich zusammengefaßt. «

Die prüfung der Reichstagswahlen, Volksentsch-eide,
Volksabstimmungen und Reichspräsidentenwahlenobliegt dem

Wahlprüfunsgsgerichst beim Reichstag, dessen
Bildung in Artikel 31 vorgesehen ist. Das Wahlprüftmgsi
gericht hatte sichs selbst sein Verfahren zu regeln. Dies ist
geschehen in der Wahlprüfungsordnung vom s. Ok-

tober 1920.
«

Nach den neuen Reichswahls und abstinunungsgesetzen
sind bisher vier Reichstagswahlen, ein-e Reichspräsidentenwahl

imit zwei Wahlgängen, zwei Volksbegehren, ein Volksentscheid,
eine Vorabstimmung und eine Abstimmung zur Reugliederung
durchgeführt worden. Das neue, auf breitester demokratischer
Basis auf-gebaute Wahl- und Abstimmungsrecht hat seine
Probe bestanden. Ernstlich umstritten ist nur die Frage der

-W«ahlresorm,ob es möglich und zweckmäßigist, im Rahmen
der Verhältniswahl vermeintliche Vorteil-e der Einerwahl zu

erreichen.
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Die Rei sver a un führte neu den« Staats-
ge V i chts lioäslein.fErZntscheidetbei Meinuingsversch«ieden-
heiten zwischen Reichsregierung und Handesregierungenuber

Mängel bei Ausführung der ·Reichsgesetze,Uber»Verfassungs-
streitigkeiten innerhalb eines Tasndesz-in dem kein Gerichtzu

jiirer Erledigung besteht, über Msinisterasnkl-agen·,fern-eruber

Streitigkeiten nicht privatrechtlicher Art zwischen Zaudern
oder zwischen dem Reiche iund einem Lande »und ahnliche
öffentlichsrechtlicheStreitfälle im Eisenbahn-,·Wasserstraßens
und postwesen. Besetzung und Verfahren sindl in den einzelnen
Streitfällen verschieden. Näheres ist geregelt im Ge»setz
über den Staatsgerichtshof und seiner Geschaftss
ordnung, beide 1921 erlassen.

· »

Die Reichsverfassung setzte die pflicht zur Errichtung
eines Reichsverwaltungsgersichts fest, als obersten
Verwaltungsschutzes der einzelnen gegen Anordnungen und

Verfügungen der Verwaltungsbehörden-.Alsbald nach Jn-
. krafttreten der Verfassung wurden die Vorarbeitenfür die

Schaffung eines Reichsverwaltungsgerichtsaufgenommen
Verschiedene pläne sind teils aus finanzpolitischen,teils ver-

waltungsorganisatorischen Gründen wieder fallengelsassen
worden. Auf der Tänderkonferenz im Januar 1928 hat die
Rei chsregierung erklärt-daß
sie zur Vereinfachung der

Gesamtverwaltung des

Reiches neue Vorschläge
machen würde. Der Ge-

richtshof soll nach Verein-

barung mit Preußen unter
Angliederung des preußi-
schen Oberverwaltungs- -

gerichts errichtet werden. Wir-up
Reichswirtschastsgericht

und Bundesamt für »das

Heimatwesen sollen sim
neu-en Reichsvserwaltungs-
gericht aufgehen.

Reichsrecht brichst
Ta nd e s r e ch t.BeiZwei-
feln, ob Dandesrecht mit
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gemeinen auf Lebenszeit erfolgen-, Ruhegehalt und Hinter-
bliebenenversorgung gesetzlich geordnet werden. Rur unter

den gesetzlich bestimmten Voraussetzungen und Formen können
Beamte ihres Amtes vorläufig enthoben, in den Ruheftand
oder in ein anderes Amt mit geringerem Gehalt versetzt
werden. Auch sollen besondere Beamtenvertretungen sein-

gerichtet werden. Die Erfüllung der Beamtengesetzgebung steht
noch aus. Der Entwurf seines Beamtenvertretungsgesetzes Kam
im letzten Reichstag nicht mehr zur abschließendenBeratung.

Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung
oder besondere Erlaubnis friedlich- -und sunbewaffnet zu ver-

sammeln. Versammlungen unter freiem Himmel können an-

meldepfslichtig gemacht und bei unmittelbarer Gefahr für die

öffentliche Sicherheit verboten werden-. Alle Deutschen haben
das Recht, zu Zwecken, die den Straf-gesetzen nicht zuwider-
lasufen, Vereine oder Gesellschaften zu bilden. Damit ist die
Vereins- und Versammlungsfreiheit ver-

fassungsmäßigfestgelegt und auch der Rahmen, sin dem polizei-
liche Beschränkungenzugelassen sind. Das alte Reichsvereisnsi
gesetz von 1908 muß daher dem neuen Verfassungsrecht
angepaßt werden. Eine entsprechende Gesetzesverlage war

beim Reichstag der 111. Wsahlperiode nur bis zur Überweisung
an den Rechtsausschuß ge-
langt. Rseichsinnenminister
Severing hat kürzlich er-

neut die Anpassungsvor-
lage beim Reichstag einge-
bracht.

Die Gesetzgebung im
S ch u.l we se nwarfrüher
ausschließlich Sache der
Länder. Die Verfassung von

Weimar stecktesich das hohe
kulturpolitische Ziel einer
möglichst vollkommenen
Iugenderziehung. Sie legte
eine Reihe von programm-
punkten fest und behielt
sich vor, Grundsätze über
das Schulwesen aufzustel-

o s o o o New-Etuis-

ammlung
rez- IsskM

-

dem Reichsrecht vereinbar
ist, kann der zuftändige
Reichs- oder Tandesmis

nister die Entscheidung
ein-es obersten Gerichts-
hofes anrufen. Diese Ent-

scheidung ist durch Gesetz
vom 18. August 1920 dem

Reichsgericht, für das Ge-·
-

s

,

.

—

biet des Steuerrechts durch das Finanzausgleichsgesetz dem

Reichsfinanzhof übertragen worden.
Die Verteidigung des Reiches ist Reichssache.

Die Wehrverfassung war unter Berücksichtigungder besonderen
landsmannschaftlichen Eigenarten durch Reichsgesetz einhesitss
lich zu regeln. Bereits ani« 20. August 1919 verfügtie der

Reichspräsisdent, daß mit idem Inkrafttreten der Reichs-ver-
fassung alle Teil-e der Wehrmacht seinem Oberbefehl unter-

stehen. Die Heeresverwaltung ist auf »das Reich übergegangen,
die Selbständigkeit der Heeresverwaltungen »der einzelnen

(

Länder hat aufgehört. Die W ehr v er fa s sung wurde im

Rseichswehrgesetzvom 2Z. März und 18. Juni 1921«geregelt.
Die Reichsverfassung forderte die Aufhebung der M i l ita r -

gerichtsbarkeit, ausgenommen für Kriegszeiten und
an Bord der Kriegsschiffe Diese Forderung wsurde erfüllt
durch Gesetz vom 17. August 1920.

» .

«

Alle öffentlichen Beamten und Angehorsigender Wehr-
macht sind auf die Reichsverfassung zu vereidigen. Die
näheren Bestimmungen über den V erfas f u ngsei d

wurden einer Verordnung sdes Reichspräsidenten vorbehalten,
die wenige Tage nach Inkrafttreten der Verfassung, am

14. Augut 1919, erschien.
« »

Die Reichsverfassungbrachte eine Reihe von Grundsatzen
über Beamtenwesen und Beamtenrecht. Einzel-
heiten sollen in besonderen Reichsgesetzen geregeltwerden«So

sind die Grundlagen des Beamtenverhältnissesdurchs Reichs-
gesetz festzusetzen. Die Anstellung der Beamten soll im all-

srifegiernfngtJ

Ebro afmmvderneuen Regierung

len, besonders die Leh -

rerbildung für das

Reich. einheitlich zu regeln
und in einem Reichs-
sch u l ge sie tz die Volks-
schule organifchizugestalten
Es ist erklärlich, daßbei den

großen asußensund innen-
·

politischen, wirtschaftlichen
und finanzpolitischen Bel-astungen, die das junge Staatswesen
erfahren mußte, die Erfüllung dieses kulturpolitischen Pro-
gramms zurücktretenmußte,zumal eine Überbrückungder gegen-
sätzlichenAuffassungen der großen-,weltanschaulich getrennte-n
parteien in »der Schsulfragiezunächst nicht glücken sollte. Die
Reichsschulgesetzgebung mußte sich bisher auf Bestimmungen
über den Besuch der Grundschule zund die Aufhebung der Vor-
schulen durch das G r u nd s ch -u lg e s e tzsvom 28. April 1920
und das Gesetz über den Lehrgang der Grundschule
vom Is. April 1925 beschränken

Einen wesentlichen Schritt zur Stärkung des Reiches
bedeutete die Verveichlichung der Eisenbahnen und dser großen
Wasserstraßen,dann der Übergang der bayerischen und mütt-
tembergischen Post- und Telegraphenverwalrtungen auf das
Reich. Vom I. April 1920 an gab es nur noch eine einheit-
Isiche R e i chss b a hn und ein-e einheitliche R ei ch s p o st.
Mit den Eifenbahnländern war bereits ins einem Staatsver-
trag vom 31. März 1920 Verständigungerzielt worden. Die
Verträge über den Übergang der baYerischen sund w·ürttem-
bergischen post fanden schon durch Gesetz vom 27. April 1920
ihre Bestätigung. Die dem allgemeinen Verkehr dienen-den
Wasserstr-aßen,die Ströme und Schiffahrtskanäle,Bin-nen- und

Seewasserstraßen,gingen mit Wirkung vom I. April 1921 als

Reichswassesrstraßen »auf das Reich über.«
Das Privateigentum ist unter den Schutz der Verfassung

gestellt. Indessen ist es nicht mehr starr individualiftisch ge-
staltet, sondern wir-d einer sozialeren Auffassung gerecht.
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Eigentum ist nicht nur Menschenrecht, sondern auch Bürger-
pflicht. Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch
soll zugleich Dienst sein für das gemeine
Beste. Jedem Deutschen soll eine gesund-e Wohnung und
allen deutschen Familien, besonders den kinderreichem eine

ihren Bedürfnissenentsprechend-eWohn- und Wirtschaftsheims
stätte gesichert werden. Jn Ausführung dieser program-m-
punkte sind bereits zahlreiche wohnungss und siedlungss
politische Gesetze ergangen: Reichsheimstättengesetz,Woh-
nungsman-gelge-setz, Mietensgesetz, Gesetz über Mieterschutz und

Mieteinsigungsämter, pachtschutzordnung Sie-dbungsgsesetz,
Kleingartens und Kleinpachtlandordnung

Die Arbeitskraft ist unter den besonderen Schutz
des Reiches gestellt. Das Reich schafft ein einheitliches
Arbeitsrecht. Erlassen sind bisher Arbeitsgerichtsgesetz und

Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung,
der Entwurf eines Arbeitsschutzgesetzes liegt dem Reich-s-
tage vor.

«

s

Der Schlußartikel »der Grundrsechte stellt eine besondere
Wirtschaftsverfassung auf, ein System von Arbei-
terräten und Wirtschaftsräten, das auf den Gedanken der

Arbeitervertretung sowohl wie ider Gleichberechtigung und

Gleichwertigkeit von Arbeitern und Unternehmern aufgebaut
ist. Zur Wahrnehmung ihrer sozialen und wirtschaftlichen
Interessen erhalten die Arbeiter gesetzliche Vertretungen. Zur
Erfüllung der gesamten wirtschaftlichen Aufgaben treten Bei s

zirksarbeiterräte und Reichsarbeiterrat mit den Vertretungen
der Unternehmer zsu Bezirkswirtschaftsräten und zu einem

Reichswirtschaftsrat zusammen. Zur Ausführung dieser
Wirtschaftsverfassung wurden zunächstdurch Gesetz vom 4. Fe-

bruar 1920 als Unterbau des Systems der Arbeiterräte Be-
triebsräte und durch Verordnung vom 4. Mai 1920 als

Zentralinstanz der Wirtschaftsräte der Vorläufige Reich s«·

wirts chaftsrat geschaffen. Seine Umwandlung in
einen endgültigen steht unmittelbar bevor. Die dem Reichs-
tag vorliegenden Entwürfe eines Gesetzes über den Reichs-
wirtschaftsrat und eines Gesetzes zur Ausführung des

Gesetzes über den Reichswirtschaftsrat werd-en voraussichts
lich noch in diesem Jahre vom Reichstag verabschiedet
werden können.

Seit ihrer Verkündung ist die Reichsvserfasssungdurch
verschiedene verfassungsänssdsernide Gesetze in
ihrem Wortlaute geändert worden. Zugunsten der einheimi-
schen Bevölkerung von Helgoland wurde ein von den Ver-

fassungsgrundsätzenabweichensdes kommunales Wahlrecht zu-
gelassen. Die preußischen Stimmen im Reichsrat wurden

erhöht, damit jede preußische provinz. ein-e Stimme erhalten
konnte. Durchs Gesetz vom 15. Dezember 1923 wurde klar-

gestellt, daß der ständige Reichstagsausschußzur Wahrung der

Rechte der Volksvertretung auch nach einer Auflösung des

Reich-stags bis zum Zusammentritt des neuen Reichstags
fortbesteht. Die Immunität des präfidiums und »derZwischen-
ausschüsse des Reichstags wurde durch einen neuen

Artikel 40 a für die Zeit zwischen zwei Tagunsgen oder Wahl-
perioden sichergestellt. Andere den Wortlaut der Verfassung
ändern-de Gesetze schufen Übergangsrecht und sind inzwischen
gegenstandslos geworden, wie die Bestimmungen über die Ab-

stimmung in Oberschlesien und über die Amtsdauer des ersten
Reichspräsidenten.

Jn dem, geschichtlich gemessen, kurzen Zeitraum von zehn
Jahren, der über-dies ausgefüllt war mit einer Füll-e von

Sorgen um Wiedergiewinnusng der äußeren Freiheit, um Er-

haltung der Einheit des Reiches, um Reparationen und Jn-
flation, um Sicherung des inneren Friedens und der Staats-

ordnung, ist das Werk von Weimar in stetiger und ununter-

brochener Arbeit seiner Erfüllung nähergerückt worden.

Manch-er Wunsch mußte zunächstangesichts anderer drängender
Bedürfnisse zurückgestelltund seine Erfüllung der Zukunft
vorbehalten bleiben. Zu all den schwierigen Aufgaben, die der

jungen deutschen Republik gestellt wurden, ist neuerdings das

Problem der Reich sr eform getreten. Unter Wahrung
einer starken Reichsgewalt gilt es, das Verhältnis des Reiches
zu seinen Ländern veränderten Bedürfnissen anzupassen. Die
Arbeiten zum Ausbau der Weimarer Verfassung werden dem

zweiten Jahrzehnt der deutschen Republik seinen Stempel
geben. Mögen sie alle Parteien und Volksgenossen im fried-
lichen Wettbewerb um Erreichung höchsten nationalen und

menschlichen Strebens vereinigen. Dann wird der Sang des

Deutschlandlsiedes um Einigkeit und Recht und Frei-
heit sein-e reinste Verwirklichung finden.

Die ersten Verfassungsfeiern
Von Dr. A r n o l d B r e ch t, Min-isteria.ldirektor.

Die Her-aushebung des Vserfassungstages ist uns jetzt
etwas Selbstverständlichesgeworden. Sie war es nicht von

vornherein. Der erste Jahrestag, 1920, ging noch ohne jede
Feier vorüber, obwohl die jung-e Verfassung in den Tagen des

Kappsputsches ihre entscheidende Probe schon bestanden hatte-.
Jm Juli 1921 empfahl ich, aus den amtlichen Aufgaben

heraus, die mir damals in der Reichskanzlei oblagen, dem

Reichspräsidenten Ebert und dem Reichskanzler Dr. Wirth,
den Jahrestag in einer behördlichen Feier zsu begehen; Sie

stimmten sogleich zu. Bis dahin hatte es seit dem Umsturz
nichts gegeben, als parteiversammlungen und Parlaments-
sitzungen, die ohne äußerliche Feierlichkeit vertiefen. Man

hatte ,sich gewissermaßen nur im Arbeitsrock gezeigt. Der
neue Staat mußte einmal nach außen in repräsentativer, ihm
selbst angemessener Form, sich darstellen und seine Mitarbeiter

vereinigen. Dazu war der Geburtstag des Versassungsfriedens
der seinfachste,natürlichste Anlaß.

Jn der Reichskanzlei trafen wir die Vorbereitungen. Wir
waren mit großem inneren Anteil bei der S-ach-e. Von vorn-

herein war Reichskunstwart Dr. Redslosb dabei, der eine

selten eingehend-e Kenntnis der deutschen Einheitss und Frei-
heitsbewegung des 19. Jahrhunderts mit seinem dem Heute
und Jetzt gehörenden Gestaltungswillen verbindet. Auch an

Haas-»Heyseund Otto Grautoff, die m-ithalfen, sei gedacht.
Wir wählten als Namen das neue Wort »Verfassungstag« —

Feier und Fest war nicht »der richtig-e Ausdruck in dieser Zeit.
Jn der letzten Nacht wurden die Einrichtungen im Opernhaus
getroffen, wo Jeßner und seine Leute willig zur Hand gingen.
Jch sehe noch vor mir, wiean der Bühne der den ganzen
Hintergrunsd einnehmende riesige Reichsaidler — in Gold auf

ZU-

Schwarz — gemalt wurde, vor dem dann das Orchester wie
vor dem Sternenhimmel spielte. Esr bildet noch jetzt bei den

Verfassungsfeiern jährlich ein« nun schon ehrwürdig ge-
wordenes Stück historischen Festschmuckes. Das Orchester
spielte als Einleitung die wirklich deutsche Freischützs
Ouvertüre, der-en einfachen romantischssehnsuchtsvollen Frei-
heitsklang wir weniger anmaßensd, wir inniger und echter
fanden, als die rauschend-en Festouvertürem die uns die

Musiker vorschlugen.

Die Stimmung war noch kühl und reserviert. Wie schwer
wasr es damals für den neuen Staat! Wir hatten keinen

prominenten Redner außerhalb der Politikerwelt gefunden.
Niemand hatte den Mut, niemand fühlte sich berufen, für den
neuen Verfassungsstaat einzutreten. Der Reichskanzler mußte
selbst die Rede übernehmen Der eintretende Reich-spräsrdent
verneigte sich —- unsd wsurde noch nicht allgemein durch Er-

-heben von den Sitzen gegrüßt. Aber das Gesamtbild war doch
sehr würdig und hinterließ tiefen Eindruck. Es war- dias erste-
mal damals, daß sich Generäle, Beamte und Gewerkschaften,
Volksregierung sund Spitzen dser Kunst und Wissenschaft in

demselben Saale vereinten Die Bedeutung dieses symbolisch-en
Aktes fühlten alle. So wurde die Feier, mit dem ersten Ab-

schreiten einer Ehrenkompagnie durch den Reichspräsidienten,
ein Vorbild aller späteren Feisern, ein Schritt zur Festigung
des neu-en Staates. So empfand es auch Ebert. Sein persön-

gcehferDankesbrief an mich gehört zu meinem wertvollsten
itz.

Ich sagte, niemand hatte den Mut —"-—. Zwei Wochen
später,am 26. August, wurde Erzber ger ermordet. Noch
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ehe der Verfassungsstag wiederkehrte, fiel am Za. Juni Z922
auch Walter Rath en au. Unter dem Eindruck dieses
zweiten vaterländischen Unglücks stand der Verfassungs-sag
VOU I922. Die Mittagsfeier fand diesmal im Reichstagstatt,
auf »Reichsboden« (-die Oper ist preußisch),geweiht durchdie

Totenfeier für Rathenau. Und ohne daß es einer Regie be-

durfte, standen dieses Mal alle auf, als Ebert eintrat.
Als gemeinsames- Symbol hatte der erste Verfassungstag

neben den noch umstrittenen Farben nur den Adler. Ein
Lied fehlte. Ohne Gesang schloß die Feier. Wenn draußen
Radauhelden mit ihren Liedern Feiern im Freien störten, gab
es keinen gemeinsamen Gesang ihnen entgegenzusetzen. Vor

der zweiten Verfassungsfeier gelang es UUS diesen BEIUF»3"U
brechen. Schon seit einem Jahr vermied-en es die Militars
kapellen auf unsern Vorschlag an vden Musikinspizientem beim
Marsch durch Berlin das Deutschlandlied zu spielen, um dieses
Lied nicht in den Kampf zu ziehen. Jetzt galt es die Miß-
deutung seines Sinnes asuszuräunsen und den reinen Ge-

danken sder letzten Strophe voll klingen zu lassen. Man mußte
zeigen, wer Hoffmann von

Fallersleben eigentlich war.

Wie wenig kannte sdas deut-

sche Volk seine Geschichte!
Dabei half uns mehr als alle
andern einer, Karl V e t t e r ,

damals Redakteur der »Volks-

zeitung«.Er war unermüdlich
in der Aufklärung über Hoff-
mann und sein Lied. K ö st e r

als Reichsinnenminister nahm
sich mit all seiner Wärme und

Klugheit des Planes san, und

ReichspräsidentEbert stimmte
zu. Sein Aufruf für das

Deutschlandlied, für den Drei-

klang ,,Eini-gkeit und Recht
und «Freiheit", erschien am

Morgendes 11.August. Gleich-
eitig gaben wir die ersten

-

reimarkstücksemit der Devise
»Einigkeit, Recht, Freiheit«
aus (jeder Soldat der Ehren-
kompagnie erhielt eins- zum
Andenken), und im Reichs-
tagsssaal standen die drei-Worte
bei der Feier unter dem Adler.
Die dritte Strophe wurde ge-
sungen. Sie ist so schön!

Abends folgte eine Feier im

Schauspielhaus, mit den

Schlußworten aus Haupt-
manns viel zu wenig beach-
tetem ,,Jahrhundertfestspiel«
und mit dem ersten großen
lFiackelzuigauf-dem Gendarmen-
markt. Heinrich George sprach
von der Treppe Unrushs Hymne an die Republik. Friedrich
Ebert sprach. Es war eine unvergeßlich große Bewegung.

Der dritte Verfassungstag, 1925, stand unt-er einem

Unstern. Es war das Jahr des Rsuhreinbruchs. An diesem
Tage war die Deniission des Kabinetts Euno gewiß. Hatte
der Versassungstaler im.-vorigen Jahr jedenfalls noch den

Gegenwert einer Straßenbahnfdahrtgegolten, so war die Mark
jetzt an dem milliardensten Teil ihres alten Wertes geruckt.
Grade am 11. August ging das Geld völlig aus. Die Drucke-

teien konnten nicht mitkommen. Trotzdem stand der Gedanke
eine-r feierlichen Versammlung am Verfassungstage schonso
fest, daß niemand auch nur vorschlug, darauf zu verzichten.
A nschü tz, der Kommentator der alten und sder neuen Ver-.
fass-Ung-hielt die Festrede Die Verfassung, sagte er, hat keine

Schuld, wenn nicht die -ivichtiigen persönlich-reitengesunden
werden; sie gibt die freiesten Möglichkeiten, sie zu finden.
Ebert nickte ihm zu. Aber es war eine toternste Stimmung.
Draußen scholl in die Pausen des Deutschlandslieds die Inter-
nationale der kommunistischen Gruppen hinein. Trotzdem
fanden noch· die Sportkämpfe am Nachmittag im Stadion

—-— zum ersten Malle —statt. lWir brachten die Reichs-
fahne mit und zogen sie auf. Jn Eberts Auftrag, der

absagen mußte, verteilte ich an die Siegers zum erstenmal
die schöne Medaille, die Redslob vom Bildhauer Vocke

hatte fertigen lassen, und die seitdem jährlich verteilt wird.
Die Abendseier in der Oper, in »der Wüllner den Schluß-
akt des Empedokles spielen sollte (,,Dies ist die Zeit sder

König-e nicht mehr«) und der Fackelzug wurden auf Eberts

Wunsch abgesagt.
Von nun an ging es aufwärts. Jährlich breitet sich-die

Teilnahme an den Verfassusngstagen aus. Jn jeder Zu-
sammensetzung hielt die Regierungs san der Feier fest. Jmmer
größer wurde die Beteiligung der Massen an dem Fackelzug.
Aber immer noch hatte die Feier in erster Linie den Charakter
der Staatsfeier behalten-, den sie ursprünglich absichtlich tragen
sollte, als die am Staatsgeschäft beteiligten Männer noch- nicht
miteinander warm geworden waren und sich einmal in ge-
meinsamer Feier vereinigen sollten. Dieser Zweck ist eigentlich
überholt, nachdem alle amtlichen Kreise längst täglich eine

Die Verfassung von Weimar

große kollegialeAsrbeitsgemeinschaftbilden und gegenseitig-e
Achtung,Ja Freundschaft,trotz politischer Verschiedenheiten
langst in den Amt-ern und parlamenten etwas Selbstverständ-
liches geworden sind. Mein Wunsch, wie der vieler andrer,
wäre es, sobald die Befreiung des Rheinlansdes das zuläßt, die
ernsten amtlichen Feiern mehr zurücktretenzu lassen und den
Tag mehr in hasrmlos fröhlichen Volksfeiern zu gestalten.
Der U. August liegt nur für amtliche Feiern ungünstig, für
Volksfeiern gibt es nichts Schöneres als so ein Sommertag.
Auch in Frankreich, der Schweiz und vielen andern Ländern
liegen die Nationalfeiern mitten im Sommer. Wenn die
Kinder abends an diesem Tag mit Laternen gehen, wenn an
der See und can den Hügeln und Bergen Feuer brennen,
wenn man abends auf der Dorfstraße tanzt oder promeniert:
dann ist es schön,daß »der Verfassungstag ein Tag lim Sommer
und in den Ferien ist. -

Auch das wird kommen. Noch ist unsere politische Lage zu
ernst. Inzwischen wollen wir uns an den großen Staats-
’sei·ern, an den Wettkämpfsenund dem Aufmarsch der Fackel-
träger freuen.
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Die deutschen Farben
Von Egmont Zechilin.

Die schwarzrotgoldene Trikolorse ist als Symbol des

Einheits- und Frseihseitsstrebens von den deutschen Studenten

eingeführt worden, die im Oktober 1818 die Deutsch-e
Burschenschaft gründet-en. Die christlichsdeutsche Ausbildung
einer jeden leiblichen und geistigen Kraft zum Dienste des
Vaterlandes zu pflegen und ein Bild des in Gleichheit und

Freiheit blühen-den Volkes zu geben, so wurde die burschen-
schaftliche Idee und Aufgabe formuliert. Darum sollten alle

deutschen Burschen- ein gleiches Abzeichen tragen. »Die ehe-
malige deutsche Farbe schien dazu die passendste«,so heißt es
in dem Sitzungsprotoikoll Als solche übernahm man Farben,
die die 1815 gegründete Jenaer »Urbur-schenschaft««führte: in

ihrem schwarzen, rot- und goldverzierten »Waffenrock«und in

ihrer rotschwarzroten, mit seinem goldenen Eichenzweig und

goldenen Fransen geschmücktenFahne. Die Grün-der dieser Ur-

burschenschaft, ehemalige Tützower Jäger, hatten diese Farben
von ihrem Frseikorps übernommen, zunächstwohl, indem sie ihre
Uniformen als Studenten auftrugen.

Bereits dies-er wissenschaftlich gesicherte Stammbaium

zeigt: Schwarz-Rot-Gold entstammt einer Bewegung, die noch
nach einem Jahrhundert als ein leuchten-des Beispiel tiefen
vaterländischen Empfindens und sittlich-religiösenEinigungss
strebens gelten kann. Der Geist der Befreiungskriege und der

Geist jener Studenten, die sich- über sdie Schranken von

38 Staaten hinweg die Hände reichten, adelt diese Farben.
Die Burschenschaften haben dann an Einfluß verloren.

Aber einen unmittelbaren Erfolg hatte die Bewegung: sie hatte
.

die Farben, die man für die deutschen hielt, populär gemacht;
« Trugen die Burschen-Muster fchwarzrotgoldene Bänder, so

-

steckte sich-das Volk schwarzrotgoldene Kokarden an den Hut
oder schwenkte schswsarzrotgoldene Fahnen. Allmählichl emp-
fand man auch bei den Regierungen die Notwendigkeit, für den

Deutschen Bund ein nationales Symbol zu schaffen. So trafen
populäre und gouvernementale Bestrebungen zusammen, als am

9. März 1848 die Bundesviersammlung die Farben Schwarz-
RotsGold für Bundesfarben erklärte.

Und nun wurde ganz- Deutschslands von schwarzrot-
goldenen Fahnen, Schleifen und Ko-karden- süberflutet.Wehten
diese Farben erst auf den Barrikaden der Revolutionäre, so
leuchteten sie nachher an den Taillen der Damen, an denHüten
der Honoratiosren, über den Gebäuden der Regierungen. Und
dann jenes Schauspiel vom 21. März 1848 in Berlin: Friedrich
Wilhelm IV. erscheint auf dem Balkon des Schlosses und

fordert die Menge auf, ihm die deutsche Fahne zu bringen.
Man holt sie vom nächstenHaus. Dann öffnen sich die Tore,

und es setzt sich sein-e merkwürdige Kavalkade in Bewegung.
Voran die Hofleute im Schmuck der deutschen Farben, da-

hinter ein Bürgerschütze zu Fuß mit ein-er mächtigen Trikos
lore, sodann der König in der Uniformdes I. Garderegsiments
mit breiter schwarzrotgoldener Arm-binde. Reben ihm, bar-

häuptig mit herabwallendem schwarzen Bart, ein bekannter

Barrikadensheld zum Schluß Minister, Generäle, Bürger-
schaftsvertreter, sämtlich mit schwarzrotgoldenen Abzeichen.
Und SchswarzsRotsiGold auf dem Schloß, auf der Universität,
von den Balkons herunter und bei den Studenten und

Bürgern, sdie dem »Köni-g von Deutsch-land«Vivats bringen.
Ähnlich dann auch sin Wien. Am 2. April wird die schwarz-
rotgoldene Fahne auf dem Stephansturm aufgezogen. Kaiser
Ferdsinand zeigt sichsmit ihr am Fenster der «Hofburg,und die

vpolizeistationen beeilen sich, »die sogenannten teutschen
Fahnen« anzuschaffen. In der Franskfurter Nationalversamm-
lung legt der Marineausschuß einen Gesetzentwurf vor, der

«Schwarz-Rot-Gold als Farben für die Kriegsflaggse und für
die Handelsflagge bestimmt; am Iz. November 1848 wird das

Gesetz vom Reichsverweser verkündet. Nun-weht Schwarz-
RotsGold auf den Schiffen der deutsch-en Kriegsflotte.

Der Traum war kurz. Als die Flotte versteigert wer-den

sollte, hat der Gesandte von Bismarck die schwarzrotgoldene
Kriegsflagge davor bewahrt, als öffentliches Denkmal der

deutschen Zwietracht an den meist-bietenden Raritätenhändler
verschachert zu werden; und im August 1852 wurde vom
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Frankfurter Bundespalais die Stange mit der verwitterten

schwarzrotgoldenen Fahne abgenommen.
Im Volk-e freilich gingen diese Farben nicht verloren. Zu

Beginn der Soer Jahre tauchten sie wieder auf bei den Schützen.
vereinen, den Sängerbünden, den Turnerschaften.

Doch der Mann, in dessen Hände mit dem Schicksal der

deutschen Einheitsbewegung auch das Schicksal der deutschen
Nationalfahne gelegt wurde, gestaltete sein Werk nach anderen
inneren Gesetzen. Bisher hatte deutscher Idealismus, ver-

mischt mit dem Ressentiment eines um politische Macht
kämpfenden Standes seine Sehnsuchtsträume in die Wirklich-
keit überführen wollen. Jetzt gehörte die Flaggenfrage als

kleines Teilchen zu ein-er politik, die in mühsamem Ringen
mit den taus enden und aber tausenden Widerständen des täg-
lichen Lebens nach Kompromissen zwischen Wollen und Müssen
suchte, die schwunglos und nüchtern das Mögliche zu ergründen
und das Rotwendige zu- tun bemüht war.

Im- Dezsember 1866, bei der Gründung des Norddeutschen
Bund-es, schrieb Bismarck in großen Bleistiftbuchstaben an den

Rand des Verfassungskonzeptes die Worte: »Schwarz-Weiß-
Rot«. Damit formulsierte er den entscheidenden Satz: »Die
Kauffahrteischiffe sämtlicher Bundesstaaten führen dieselbe
Flagge: Schwarz-Weiß-Rot . . .«

Bismarck verband die schwarzweißen Farben preußens
mit einem Rot. Es bestimmte ihn vornehmlich die Rücksicht
auf die Hans-estäd«te,die den Gedanken der Einheitsflagge
energiisch bekämpften. Sie fanden nun ihre rote Farbe lin der

BundeSflagge wieder. König Wilhelm aber konnte dargelegt
werden, daß mit diesem Rot auch die alten brandenburgischen
Farben vertreten würden; in einer Denkschrift des Prinzen
Adalbert, dem der König befohlen hatte, eine Handelsflagge
und seine Kriegsflagge zu entwerfen, läßt sich dieses Motiv

feststellen. prinz Adalbert ist es denn auch gewesen, der für
die ursprünglich vorgesehene vertikale Anordnung der Farben
die horizontale vorschlug, da sonst bei der Ähnlichkeit von

Schwarz und Blau Verwechselungen mit der französischen
Flagge vorkommen würden.

Seitdem hat Schwarz-Weiß--Rotden Norddeutschen Bund

und das Deutsche Reich vertreten, als ein Symbol für die Er-

füllung des nationalen Strebens, das unter Schwarz-Rot-Gold
gescheitert war. Es hat in den deutschen Landen geweht, als

in den Augusttagen von 1914 das deutsche Volk von jenem
»seelifchen Flammenwunder« ergriffen- war, das Richard
Dehmel noch- 1919 mit dem pfingstwunder der ersten Christen-
gemseinsdeverglich und auch für die Friedenszeit wünschte. Es

war in der Flagge enthalten, die im Kriege so manches

deutschen Seemanns letzter Gedanke war: etwa jenes an der

brasilianischen Küste angetriebenen Matrosen von »der »Scharn-
hors «, an dessen Leiche in einer Kartuschebüchsegebovgen eine
deutsch-e Flagge gebunden war; gder jener Manns chaften der

»Rürnberg«,die, nach dem Bericht des englischen Adm·irals,
an einer Stange die deutsche Kriegsflagge hochhaltend und- das

Flaggenlied singend, in den Tod gingen.
Schwarz-Rot-Gold wieder grüßte als Banner der öster-

reichischen Deutschen: es war die Kampffarbe in der Aus-

einandersetzung mit den anderen Nationalitäten, und es war

das Zeichen der völkischen Verbundenheit mit den Reichs-
deutschen. Man hat darüber im Reichsrate debattiert, man

hat sich immer wieder im Ministerrate mit der Fahnenfrage
beschäftigt; aber allen Verboten zum Trotz hielt das öster-
reichische Deutschtum zu den schwarz-rot-goldenen Farben.

So zeigt die Geschichte der beiden deutschen Farben, daß
sie bei-de nationale Ehrenzseichen sind, die unsere höchsteAchtung
verdienen; auch was die Agitation der letzten Jahre ihnen
angetan hat, kann ihr-e säkularseEhre nicht verletzen. Sie mahnt
uns zugleich, persönlichenEmpfindungen sunsd Überzeugungen,
Parteigefühle und parteiinteressen der Idee und den Inter-
essen des Staates zu opfern, des Staates wie er ist, und wie

er uns braucht, und staatspolitisch sekundäre Streitigkeiten
den großen nationalen Aufgaben unterzuordnen. Auch wer

bedauert, daß die Weimarer Nationalversammlung auf die

vorbismarckschen Farben zurückgriff, wird heute nach dem
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Kompaß Bismarcks seinen Weg finden: in der Orientierung
an der salus publica, im Geiste eines Wortes, das er 1870

Bemühungenum eine Änderung der Bundesflagge entgegen-
hielt: »Wir haben mehr zu tun, und wer über solche Fragen -

stutzt, ist nicht reif.« Und wer den Glauben hat, daß Erlebnisse

lder Völker, die an ihrem Innersten rührten, nicht spurlos ver-

gehen, der wird die Hoffnung nicht aufgeben, daß es uns auch
in Zukunft gelingen wir-d, sdie Geschlossenheit der Volks-

persönlichkeitzu gewinnen, um die immer wieder kämpfen zu
müssendas besondere Schicksal unser-er Nation zu sein scheint.

Der Bericht des Keparationsagenienvom 1. Juli 1929.
Während die Offentlichkeit noch unter dem Eindruckdes

in Paris ausgearbeiteten young-Plans stand und sich bereits

den Problemen der neuen Reparationskonferenzzuwandte,
erschien jetzt etwas verspätet der »Zw«ischenbericht«des Repa-
rationsagenten über »die Zeit vom I. September 192»8bis

Zi. Mai 1929, d. h. die ersten neun Monate des fünften
D-awes-Iahres, das uns die volle Hast der sogenannten Normal-

annusität von 2500 Millionen RM. auferlegt.
Wie erinnerlich, hatten die politisch-en Schluß-

betrachtungen der letzten Berichte, in denen die
schleunig-eEndlösung des Reparationsproblems, und zwar in

der Weise gefordert wurde, daß Deutschland vor eigene Ver-«
antwortung, ohne ausländische Kontrollen und ohne das bis-

herige System des Transferschsutzes gestellt würde, seinerzeit
das größte Aufsehen erregt. Vergegenwärtigt man sich, daß
der Agent bereits im Dezember 1927, zu einer Zeit, wonoch
keiner der beteiligten amtlichen Kreise an derartige Verlaut-

barungen dachte, diese Forderungen aufstellte, so wird man

wohl nicht in Abrede stellen können, daß durch seine Initiative
die jetzige Entwicklung maßgebendbeeinflußt wordenist. Es

ist noch zu früh, eins Urteil über die Persönlichkeitdes Agenten,
dem jedenfalls die äußeren Ereignisse bisher in vielem Recht
gegeben hab-en, zu fällen, zumal da die Annahme oder Ab-

lehnung des youngstanes noch ungewiß ist.
«

Der jetzige Bericht unterscheidet sich wesentlich von idem

letzten. Dieser war in Deutschland und im Ausland vielfach
als Stimmungsmache für die Endlösung des Reparationss
problems aufgefaßt worden; in Deutschland namentlichhatte

,

man eine zurückhaltendeBeurteilung der deutschenLeistungs-
fähigkeit erwartet. Der vorliegende Bericht ist neutraler ge-
halten. Soweit es sich um »die großen reparsationspolitischen
Fragen der nächstenZukunft handelt, ist er zurückhaltend In
der Kritik »der öffentlichen Finanzgebarung bleibt der Agent
zwar seiner früher-en Haltung treu. Sensationelle Kritiken,
von denen »die presse zu- berichten wußte, sind indessen aus-

geblieben. Der Grundton des Berichts ist hinsichtlich der

deutschen Leistungsfähigkeitweiter zuwersichtlich«.
Wenn der Bericht im Hinblick auf die neuere Entwicklung

des Reparationsproblems wieder erstaunlich ausführlich er-

scheint, iso wird man dies wohl hauptsächlichdadurch erklären
können, daß der neuen Instanz, die sich nach dem youngsPlan
mit den Repariationszahlungen befassen soll, der Bank für
internationalen Zahlungsausgleich, die Möglichkeit geboten
werden soll, die Entwicklung der deutschen Wirtschaft unter
dem Gesichtspunkt der Reparationszashlungen bückenlos zu
übersehen.

·

Der Agent geht auf den y o u n g - P la n nur vereinzelt
ein. Mit Ausnahme der später erörterten Fähigkeit Deutsch-
lands, sdie erforderlichen Reparationszahliungen aufzubringen,
enthält er sich völlig einer Stellungnahme hinsichtlich der

Durchführbarkeit dieses Plans.
· » » »

Während der- Agent sich wie früher hinsichtlich der Politik
des TransferiKomitees ausschweigt, nimmt er um so ein-

gehend-er zu »der im Zusammenhang mit der A u f b r i n g u n g
der Reparationszahlungen stehenden Politik des

-Reiches und der sonstigen öffentlichenStellen Stellung. Bei

»der Betrachtung der E i nn a hsm eseite des Rle i ch-s e t a t s

unterstreicht er die große Ergiebigkeit der Einnahmen und

meint, »daßdies-e auf Grund der Erfahrungen»derletzten
Spannungsperiodsetrotz weitgehender Steuerermaßigungen die
erforderliche Grundlage zu einer befriedigenden Fortentwick-
lung der allgemeinen Haushaltslage und die wesentliche Vor-

bedingung für das Haushaltsgleichgewicht abgebenund daß
bei wirksamer Anwendung der üblichen Grundsatze der offenb-
lich-en Finanzgebarung und einer wirksamen Ausgabekontrolle
künftigeEtatschwierigkeiten überwunden werden konnen.

Die Aus gasbeseite des Reichsetats veranlaßt den

Agenten wiederum zu eingehen-der kritisch-er Untersuchung.
Er schildert noch einmal ausführlich die Entwicklung der Aus-

gaben seit der Stabilisierung und zählt dabei die großen Aus-

gabengruppen auf, welche das Reich in den fünf Haushalts-
jahren in den Haushalt gestellt hat. Er erinnert an die Zu-
schüssefür die Invalidenversicherung die Anleiheablösung,die

Verbesserung der Beamtengehälter und Pension-en, idise Über-

nahme der Zuschußpflicht gegenüber der Reichs-anstalt fiür
Arbeitslosenversicherung und Arbeitsvermittlung, das Kriegs-
schädenschlußgesetzsowie an die Ausgaben für Investitionen
des Reichs, Darlehen, Unterstützungen,Wohnun.gsbau, Tand-

wirtschaftund Kanäl«e. Der Agent hütet sich vor einer Kritik
der Zweckbestimmung dieser einzelnen Bewilligungen Da-
gegen kritistert er die Steigerung des Gesamtvolumens der

Ausgaben und unterstreicht namentlich- seine frühere Kritik an

dem Programm der außerordentlichen Ausgaben, das seiner-
zeit lediglich auf Grund einer Anleiheermächtigungohne
reale Deckungbewilligt worden sei; nach der Reichsanleihe von

Februar 1927 habe man es an wirksam-en Schritten für die

Verringerung des wachsenden Defizits des außerordentlichen
Haushalts fehlen lassen.

Der Agent benutzt auch die Gelegenheit, noch einmal den
jetzigen Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und
Gemeinden zu beanstanden. Er weist daran hin, daß in dem"
Haushaltsjahr 1928J29 Länder und Gemeinden ein Über-

weisungsmehr von 204 Mill. erhalten hätten, obwohl die
Steuereingängedes Reichs die endgültigen Sollziffern nur um

162 Mill. überstiegenhätten; zum ersten Male seit der Stabi-
lisierung seien sdie Rettoeinnahmen des Reichs unter den Soll-
ziffern geblieben. Die Ergebnisse dies-es Jahres bewiesen
schbagend die Reformbedürfnissedes Finanzausgleichs vom

Standpunkte des Reiches aus. Der Agent ist auch der
«

Meinung, daß die Reform im Interesse der Länder und Ge-
meinden liege, denn die ,,unver-hofften Glücksfälle« (höhere
Einnahmen gegenüber den Ansschlägsen)führten zu erhöhten
Ausgabeprogrammen und zur Aufstellung von Defizitetats.

Die Kritik des Agenten an der öffentlichen Finanz- und

Ausgabegebarung hat ohne Zweifel einen berechtigten Kern.
Aber soweit es sich um die Beachtung vernünftiger Grund-

sätze für diese Gebarung handelt, sind in Deutschl-and selbst
alle verantwortlichen Stellen sich schon seit längerem einig.
Indessen sind manche Reformen san diesem Gebiet schlechter-
dings schon deshalb aufgehalten worden, weil —- worauf der

Agent auch früher hinideutete —- dias ungelöste Reparations-
problem stören-ddazwischen stand. Hinzu kam, daß »die Aus·

-

gaben ständig in einem Tempo und einer Zwangläufigkeit
wuchsen, idie den Aufbau des Reformwerkes fast illusorisch
machten. Die Zwangläusfigteit der öffentlichen Ausgaben
des Reich-es nach der Stabilisierung findet bei-idem Agenten-
wenig Verständnis. Und doch liegt für'jeden Kenner der
deutschen Verhältnisse auf der Hand-, wie sehr infolge der3"«
Kriegsverluste, der Zerstörung der Währung, des Kapitals,

"

des Mittelstandes und der verkümmerten Existenzbasis
Deutschlands überhaupt öffentlich-eMittel für Zwecke der

mannigfachsten-Art erforderlich waren, um diese Nachteile
wenigstens im gröbsten zu lindern und Schlimmeres als die

über-mäßigeBeanspruchung der Steuerkraft zu verhüten, im

Gegensatz zu anderen Ländern, wo derartige Aufgaben ent-
weder nicht vorhanden oder die Mittel der Bevölkerung, ihnen
gerecht zu werden, mehr oder weniger unangetastet geblieben
sind. Wenn auch heute die Forderung nach Ersparnissen un-

bestritten ist, um die Produktionskraft der Wirtschaft zu heben
und den Kiapitalaufbau zu fördern, sso ist es doch- nicht ani-

gängig, über der Ausgabewirtschaft der Aufbaujahre schlecht-
hin den Stab zu brechen und sie lediglich mit allgem-einen
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Begründungen zu verurteilen. Die Aufgaben, die das

Finanz- Und Wirtschaftsprogramm der nächsten Zukunft er-

fordert, sind von unübersehbarer Schwierigkeit; aber, wenn

der geschlossene Wille aller maßgebenden Kreise dahinter
steht, muß es Deutschland gelingen, sein Haus alle-in in

Ordnung zu bringen. Ob es möglich sein wird, dies-e
Ordnung -au-fvechtzuerhalten, hängt von der im Gegensatz zu
der Auffassung des Agenten noch nicht bewiesenen Frage ab,
ob die Reparationszashlungen ohne Beeinträchtigung der

Lebensnotwendigkeiten Deutschlands auf die Dauer auf-
gebracht werden können.

Die Lage des deutschen Kreid its und der Währung
hat nach dem Agenten unter Einflüssen ungewöhnlicher Art,
nämlich des beispiellos strengen Winters, der angespannten
Kassenlage des Reichs, der hohen Geldsätze in Amerika und
des Schwebezustands des auf der Paris-er Konferenz be-

handelten Reparationsproblems gestanden. Der Agent ver-

gleicht die Entwicklung der europäischenDiskontsätzewährend
dieser Periode und stellt, anscheinend mit einem gewissen
Vorwurf, fest, daß die Reichsbsank sich als

. letzte zu ein-er

Diskonterhöhung als Abwehrmaßnahme gegen die nach den

Vereinigten Staaten zurückfließenden Gold- und Devisens
bestände entschloß. Die ungünstige Entwicklung der Valuta-

und Kreditverhältnisse im späteren Frühjahr des Jahres 1929
sind aber nach seiner Meinung auch noch- durch besondere
Kräfte beeinflußt worden, nämlich durch »Konzentrierung
derjenigen Einflüsse, 1die sichs bereits seit dem vorigen Sep-
tember anläßlich der Genfer Vereinbarung der sechs Mächte
über die Regelung des Reparationsproblems in Deutschland
geltend gemacht hätten«. Der Agent meint, die öffentlichen
Erörterungen im Zusammenhang mit der Sachverständigen-
konferenz hätten in Deutschland Nervosität bezüglich der Ge-

staltung der Zukunft entstehen lassen. Die Devissenlage
Deutschlands sei infolge der beträchtlichen Auslandsguthaben
und der im Ausland zirkulierenden deutschen Wechsel be-

sonders empfindlich gewesen. Ausländische Banken hätten
zur Abstoßung ihrer Einlagen, deutsche Kreise zur Um-

wandlung von Reichsmark in Valuta und-ähnlichen speku-
lsativen Maßnahmen geneigt. Mitte Mai ssei dann der Wende-

punkt eingetreten, als man nämlich bemerkte, daß eine Eini-

gung in der Reparationsfrage be-vorstünde.
Dies-e Andeutungen des Agenten sindv nicht ganz klar.

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die spekulativen Msanöver-
gegen die deutsche Mark weniger in Deutschland als vielmehr

Die parlamentarische Lage in Frankreich.
Es schien alles gut zu gehen. Der youngiPlan wurde, wenn

auch nach schwierigen Kämpfen, angenommen. Dann verkündete

Briand der Welt mit Posaunentönen den Willen Frankreichs-, den

Krieg zu liquidieren, und ism entscheidenden Augenblick wurde

Poincarö krank. Er galt ja von jeher als uns-er hartnäckigster
Gegner. Wurde diese weitverbreitiete Einschätzung Poincares nicht
noch durch die Bedenken und Einwände gestärkt, die er und- seine
Presse noch kürzlich gegen den youngsPlan erhoben? Briand da-

gegen erließ eine Kundgebung über Frankreichs paneuropäische
Zielsetzung. Aber — war das mehr als schöne Musik? Sie war

sub-stanzlos, und noch substanzloser war die Regierungserklärung
die er nach dem Sturze Poincarös als newberufener Minister-
präsident verlas.

Ein Blick auf die Pariser Presse und- die Situation im französi-
schen Parlament erklärt den Grund-. Seit Wochen entfaltet der

einige Dutzend ,u-mfassende reaktionäre Citypressekonzern einen
erbitterten Kampf gegen Deutschland und den Frieden, wie wir ihn
wünschen. Nicht nur unserem Reichskanzler, nicht nur unserem
Außenminister werden täglich bösartige Absichten unterschobem
sondern auch die französischenStaatsminister Briand und Painlev6,
die sich für sdie Versöhnungspolitik zwischen Deutschland uind Frank-
reichi einsetzen, werden als Verräter am Interesse ihres Tand-es

geibrandmsarkt.
Im Parlament entspricht dieser Presse als zweitstärksteFraktion

mit 101 Stimmen die Maringrup . Auf ihrem Parteitag in Rsouen

beschloß sie kürzlich, daß die Au rechterhaltung der Rheinlandi
besetzung als Garantie für den Frieden und die Einhaltung der

Verträge unerläßlich sei.
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im Ausland eingeleitet und durchgeführt wurden. Es wäre

zu wünschen gewesen, daß der Agent dies ausdrücklich fest-
gestellt hätte. Auch vermißt man Rechenschaft über die Über-

legungen, die das- Transferkomitee während dieser Zeit an-

gestellt hat. Tatsächlich sind die Transfers einschließlich der
reinen Devisenkäusfein fast unvermindertem Maße weiter vor

sich gegangen, und es fragt sich, ob nicht ein aktiveres Ein-

greifen des Transferkomitees die von dem Agenten geschilderte
Lage zu bessern imstande gewesen wäre. Der Agent schließt
sich im übrigen der Feststellung des Bankkommissars an, wonach
die Reichsbiank durch die Art und Weise, wie sie die

lastungsprobe im Frühjahr dieses Jahres durchgehalten habe,
eine Bürgschsaft mehr für die unbedingte Wertbeständigkeit
des deutschen Zahlungsmittels geliefert hätte.

Auf das problematische Kapitel der Zahlungsbilanz geht
der Agent diesmal nicht ein. Dagegen äußert er sich zu der

Entwicklung der Han·dersbi1anz weiter zuversichtlich.
«

Er stellt, allerdings im Gegensatz zu früheren Andeutungen
fest, daß mit einer nachhaltigen Herabsetzung der deutschen
Einfuhr kaum zu rechnen sei, meint aber, daß angesichts der

stabilen Einfuhr während der letzten sieben Monate und der

sich weiter in aufsteigender Linie bewegenden Entwicklung der

Ausfuhr die Verbesserung sdes Defizits der Handelsbilanz
vielleicht »das bedeutsamste Moment« in der Entwicklung des

deutschen Handels darstelle.
Die Besserung unserer Handelsbilanz ist noch zu gering-

fügig, um einen Vergleich mit den Reparationszahlungen, die

ihrem Wesen nach nur aus deutschen Arbeitsüberschüssenge-
leistet werden können, zu gestatten. Daß das Reparationsi
problem nicht durch fortgesetztes Borgen vom Auslandsgeld
lösbar ist, haben auch die Sachverständigen der Gläubiger-
länder eingesehen und wir-d auch dem Agenten klar sein. Die

Sachverständigenhaben konsequenterweise Worte gefunden, die

sich gegen einseitige wirtschaftliche Diskriminierungen richten
und einen Appell an den guten Willen und das gegenseitige
Vertrauen enthalten, ohne die alle Garantien und Ver-

einbarungen nutzlos sei-en. Der Agent, der früher einmal den

Anlauf zu einem ähnlichen Appell nahm, schweigt leider zu
diesem Kardinalproblem der Reparationsfrage. Deutschland
kann die ihm gestellte Ausgabe nicht ohne Mitwirkung des
Ausland-es durchführen Und es dürfte im eigensten Interesse
der Länder, die es zu Zahlungen verpflichten, liegen, wenn

sie diese Durchführung nicht an Umständen scheitern ließen,
die sie vorwiegend selbst zu vertreten hätten.

Zur Zeitgeschichte —
Ihr stehen aus der Linken in der gleichen Stärke die Sozialisten

mit ihrem tsapseren Führer Teon Blum gegenüber. Sie haben auf
ihre-m letzten Parteitag mit derselben Entschiedenheit die sofortige
bedingungslose Räumung gefordert. Mit großer Energie versuchen
sie jetzt Briand zu dieser Auffassung zu bekehren. Leider haben sie
nur wenige Zeitungen mit geringer Aussage. -

Zwischen diesen beiden Parteien stehen die Radikalsoizialisten
(Herriot-Daladier), mit 121 Abgeordneten die größte Partei, ferner
die Sozialrepu-blikaner: Richtung Chalrun (12 Abgeordnete), Rich-
tung BriandsPainlevå (18 Abgeordnete) und- die Fraktion Toucheur
(52 Whgeoridnete). Diese Parteien, die die größten Pariser Zeitungen
beeinflussen, wer-den den Ausschlag geben. Keine von ihnen hat
einen eindeutigen Standpunkt. lAiber alle sind verhandlungsbereit
und unter verschiedenen, teils härteren, teils milderen Bedingungen
für die Rhesinlandräumung

Aus dieser rechnerischen Zusammenstellung ergibt sich die sehr
schwierige und undurchsichstige Lage der parlamentarischen Situation.
Wenn Briand nicht schon vor der Konserenz im Haag in der gewitter-
schwülen Atmosphäre des Parlaments den offenen Kampf entzünden
wollte, so.mußte er eine favblose Regierungserklärung abgeben; sonst
hätte er niemals die erwünscht-eMehrheit gefunden.

Aber — oib er lavierte, um ruhiger nachdenkenzw können über
die Antwort aus die Frager »Wie sage ich es meinen widerspenstigen
Kinidern?« —- oder ob er die Absicht hat, im Haag weiterzulavieren,
um mit überwiegender Rechtsmajoritäts Minsisterpräsidentbleiben zu
können — dass läßt sich heute nicht entscheiden. Dort muß sich zeigen,
ob der in letzter Zeit dauernd zsurückweichendeBriand den Mut zu
tatkräftigen Entscheidungen im völkersbersöhnendenSinne wieder-

finden und erst dann werden wir wissen, ob der vom Schicksal
erzwungene Rücktritt Poincares für uns und für die Befriedung
Europas und der Welt ein Vorteil war. Otto G rausto ff.

»N-
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Der russischschinesischeKonflikt.
Im Fernen Osten ist es Mitte Juli

zu einem ersten Konflikt zwischen Nuß-
land und China gekommen. Veran-

IasslMg hierzu gab das chinesische Vor-

gehen gegen die russische Stellung an der

OftchinesischenEisenbahn die Verhastung
und Ausweisung des russischen Direk-
tors und sämtlicher russischen Beamten

dieser Bahn.
Die ostchinesische Eisenbahn ist im

Jahre 18·96 von Rußland gebaut wor-

den. Sie zerfällt in eine Hauptlinie
und in eine Zweiglinie. Die erstere hat
eine Länge von 1727 Kilometer. Sie

führt von der russischschinesischenGrenze
bei Mandschuria über Charbin durch die
Rordmandschurei in das Küstengebiet
von Wladiwostock. Die letztere verbindet

Charbin mit der südmandschurischen
Eisenbahn, die sich seit dem russifchs
Japanischen Kriege in japanischem Besitz
befindet. Sie hat eine Länge von rund

475 Kilometer. Der Gesamtwert beider

Bahnen wird auf 400-Mill. Goldrbl. ver-

anschlagt. Sie stellen nicht nur die kür-

zeste Verbindung zwischen Westeuropa
und dem Fernen Osten dar, sondern sind
zugleich von entscheidender Bedeutung
für die Aufrechterhaltung der russischen
Machtstellung in Ostasien. Ihre Verwal-

tung ist durch einen Vertrag geregelt, den

die Sowjetregierung am Zl. Mai 1924
mit der damaligen chinesischen Zentral-
regierung in Peking geschlossenhat. Ge-

mäß diesem Vertrage, dem im Sep-
tember 1924 noch ein analoges Abkoms
men mit der Regierung der drei mands

·schurischenProvinzen in Mukden folgte,
wurde die ostchinesische Eisenbahn zu
einem rein kaufmännischen Unternehmen
gemacht, das von Rußland und China
gemeinsam verwaltet werden sollte. Alle

richterlichen und militärischen Befugnisse
wurden von den Russen an China abge-
treten. Dafür aber sollte der Vorstand
der Bahn zu gleichen Teilen aus Russen
und Chinesen bestehen und der General-
direktor ein Russe sein. Im übrigen sollte
China berechtigt sein, die Bahn noch vor

Ablauf der abgeschlossenen Verteäge zu-
rückzukaufen.

Das chinesische Vorgehen gegen die

russischen Beamten wurde von Rußland
deshalb als Bruch des Vertrages vom

Mai 1924 angesehen, chinesischerseits je-
doch damit begründet, daß Rußland sich
nicht mit der wirtschaftlichen Ausnutzung
der Bahn begnügt, sondern an dieser auch
politische Einrichtungen zum szwecke
kommunistischer Propaganda getroffen
habe. Ob und wieweit dies stimmt oder
ob für das chinesische Vorgehen noch an-

dere Gründe maßgebend gewesen sind,
möge dahingeftellt bleiben. Die Sowjet-
regierung forderte jedenfalls in einem

dreitägigen Ultimatum die Wiederher-
stellung des früheren Zustandes und

brach, als China dies ablehnte, die diplo-
matischen Beziehungen zu China ab. Da-

mit war die Gefahr eines russischschinea
slschen Krieges in der Nordmandschurei
gegeben. Diese Gefahr kann heute wohl

als beseitigt angesehen werden. China ist
Mitglied des Völkerbundes. Beide Mächte

haben außerdem den Kelloggpakt unter-

zeichnet, der in diesen Tagen gerade in

Kraft getreten ist. Die Tatsache und die

Erkenntnis, daß ein Krieg in der Nord-

mandschurei für beide Länder außeror-
dentlich schwierig sein würde, genügten
zusammenmit der japanischen Erklärung,
knegetische Verwicklungen in der Man-
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dschurei nicht zulassen zu können, um so-
wohl Rußland als auch China vor dem

äußersten zurückzuhalten.
Der russischschinesischeKonflikt ist

damit auf das Gleis eines friedlichen
Ausgleichs beider Länder geschoben. Wel-

cher Art dieser Ausgleich sein wird, steht
allerdings noch nicht fest. Hierüber schwe-
ben zur cZeit noch Verhandlungen, die

vor kurzem zwischen russischen und chine-
sischen Vertretern in Charbin begonnen
haben sollen. R.

Weüreklmnekongresin Berlin.
Als 1924 der erste außerameriksani-.

sche WeltreklamesKongreß in London

tagte, wurde er durch den englischen
Kronprinzen feierlich eröffnet. Die bri-

tischie Regierung wußte sehr wohl, welch
ungeheure Wichtigkeit einem solchen Kon-

greß, der alle Werbefachmänner der Welt

vereinigt, beizumessen ist. Als fünf Jahre
später der zweite außeramerikanische
Weltkongreß anzuberaumen war, setzte
ein Wettrennen aller Nationen ein.

Jedes Land wollte den Vorzug genießen,
diesen Kongreß in seiner Hauptstadt ab-

zuwickeln. Paris, Rom, Madrid, Budas

pest, Warschau und Brüssel, mögen mit
dem Aufgebot ihrer ganzen Liebenswürs

digkeit versucht haben, die amerikanische
Kongreßleitung von der Bedeutung ge-
rade ihrer Hauptstadt zu überzeugen.
Inzwischen war aber Deutschland keines-

wegs untätig gewesen. Mit starker Un-

terstützung des Auswärtigen Amtes und

der großen Wirtschaftsorganisationen
ist es den deutschen ReklamesVerbänden
gelungen, die Kongreßleitung bei » der

Tagung in Detroit zu überzeugen, daß
Berlin unter allen Städten Europas die

geeignetste sei, einen Kongreß von diesem
Format reibungslos abzuwickeln. Die

Wahl fiel also auf die Reichshauptstadt,
und wir können mit dankbarer Genug-
tuung feststellen, daß Deutschland da-

durch wieder an die Spitze der europäis
schen Kongreßländer gerückt ist. Der

Welt-Reklamekongreß, der vom 11. bis

ts. August in Berlin tagt, ist die größte
internationale wirtschaftspolitische Ta-

gung, die Deutschland je erlebt hat.
3000 Teilnehmer aus aller Herren Län-
der werden in Berlin erwartet. Seit

langen Monaten waren umfassende Vor-

bereitungen im Gange, und man kann

behaupten, daß Berlin gerüstet ist, die

Kongreßteilnehmer zu empfangen. Eine

Reihe von Ausschüssen unter Leitung
von Reichskanzler a. D. Dr. Luther und

Reichsminister a.D. Dr. Krone haben
an der Vorbereitung des Welt-Reklame-

kongresses gearbeitet. Die feierliche Er-

öffnung wird am Abend des 11. August
im Funkhaus stattfinden. Es handelt
sich diesmal um einen Iubiläumskons
greß, da die ,,Intern—at-i0nalAdvertising
Association« am 11. August 1929 auf
ein 25jähriges Bestehen zurückblicken
kann. Die Reichsregierung wird am

«11. August, abends 6 Uhr, die aus allen

Ländern herbeigeeilten Kongreßteilnehs
mer in der Funkhalle empfangen. Reichs-
präsident von Hindenburg wird den Kon-

greß durch Vierlesung einer Botschaft be-

grüßen lassen. Reichsaußenminister
Dr. Stresemann hält im Namen der

sReichsregierung die Begrüßungsans
sprache, worauf verschiedene Reden der

Amerikaner und des KontinentalensRes
klameverbandes folgen werden« Ober-

bürgermeister Böß wird den Kongreß im
Namen der Reichshauptstadt begrüßenund

seine Teilnehmer empfangen. Nach den Er-
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öffnungsfeierlichkeiten werden die Kongreßteilnehmer Gäste der

Reichsregierung sein. Die Plenarsitzungen beginnen am 12. August
in den Räumen idies Wintergartens. Deutsche tStaatsmänner und

führende Wirtschaftler werden zugegen sein. Die Senatoren Boriah
und Capper sowie der französischeAutokönig Citroän werden das
Wort ergreifen. Der Kongreß hat eine unübersehbare Fülle von

Reklamesproblemen zu klären. Jnsbesondere wird über »Die Nor-
«

malisierung in der Reklame«, die ,,Ethik in der Reklame«, das

,,Plagiat in der Reklame« und über Marktanalysem Radioreklame,
Schaffung einer ReklamesUrkundenzentrale im KontinentaliEuropa
und über die Bedeutung der Presse als Träger der Reklame

gesprochen werden. Das Motto dieses Jubiläumskongresses lautet:

,,Reklame,. der Schlüssel zum Wohlstand der Weltt« Nach dem

Kongreß werden die Teilnehmer Reisen durch ganz Deutschland

machen und die Städte Dresden, Leipzig, Nürnberg, Rothenburg,
Augsburg, München, Stuttgart, Heidelberg, Mainz, Koblenz und
Köln besuchen. Die positiven Folgen dieses Besuchs der Werbe-

feldmarschälle der Welt werden für ganz Deutschland von ent-

scheidender Bedeutung sein. Darum hat sich auch die ganze Reichs-
regierung mit allen Kräften in den Dienst des Kongresses gestellt.
Neben dem Kongreß wird Berlin die große ,,Welt-Reklameschau«
in seinen Mauern beherbergen. Diese gewaltige Werbeschau dauert
vom Io. August bis s. September und wird alles zeigen was auf
dem Gebiete der Welt-Reklame, mit seinen zahllosen Unter-

sabteilungemim Jahre 1929 möglich ist. Historisches und Zu-
künftiges wird in den Hallen am Kaiserdamm die Massen anlocken
und jedem Besucher ein Gesamtbild von der Weltmacht der Reklame
und ihren wirtschaftlichen und kulturellen Folgen vor Augen führen.

(Die Chronik des Versailler Vertrages mußte in dieser Nummer wegen Raummangels fortfallem Sie wird in der nächsten Nummer fortgeführt.)

Drei deutsche Dichter-.
Ricarda Huch.

Von Dr. Kuno Mittenzwey.
Das Werk dieser außerordentlichen Frau ist recht ein Beleg

dafür, wie wenig es mit dem jetzt so modischen Gerede vom Gesetz
der Generation — wonach dem Schaffen eines jeden großen Men-

schen die Grenzen gesetzt sein sollen durch die Generation, der er

angehört —- in Wirklichkeit
auf sich hat. Wie viel von

»dem, swas die Generation

geschrieben that, sdie mit Ri-
carda Huch gleichzeitig auf
den Plan trat (si-e ist am

18. quli 1864 in Braun-

schweig g-ebo-ren), erscheint
uns heute verblichen, mit
dem todibringenden Mal der

»Vorkri-egs-literatur" ge-
zeichnet. Das Werk der Ri-
carda Huch zeigt »auchnicht
das geringste von irgend-
welchen Alterszeichsen. Das

ist wahrscheinlich die Folge
davon, daß sie sich niemals

sonderlich» um die »Seit«
im Tagessinsne gekümmert
hat. Sie ist niemals dem

»Sinrn der Zeit« nachge-
laufen, shat niemals Deu-

, tungsliteratur geliefert, swsie
«

«

sie heute von gewissen Litera-
WMZI ZWWT«"««- turksritiikern gefordert wird.

Sie stand stets über der Zeit, die Gestalten ihrer Dichtungen waren

bereits bei Erscheinen in gewissem Sinne unzeitgemäß, wurzelten
mit einem Fuß, wenn nicht mit beiden, in der Vergangenheit und

wußten gerade darum mehr von wirklichem Menschsein, als die

»Genialitäten« manches gleichzeitigen Schriftstellers, der aus der

Flüchtigkeit des Tages heraus konzipierte. Die Zeit, da der »Ludolf
Ursleu« erschien (1893) war von ihrer Fortschrittlichkeit überzeugt
wie nur eine; wie seltsam schwermütig klangen bereits damals

solche Sätze: »Ich sah einmal, daß es nichts und gar nichts gibt,
was im Leben einen festen Stand hat. Das Leben ist ein grund-
loses Meer; es hat wohl auch?ein Ufer und geschütztenHafen,aber

lebend gelangt man nicht dahin.« Das ist aber auch nicht die blaue

Blume der damals modischen Reoromsantik (etwa im Sinne Hofs-
mannsthals). Wohl schrieb diese Frau die lesbarsten Bücher über
das Zeitalter der Romantik; aber bei allem leidenschaftlichen Ver-

senken in die Vergangenheit behielt sie jenen geradezu männlichen
Wirklichkeitssinn, der sie befähigte, den Roman des großen Krieges
zu schreiben. Die Vergangenheit war ihr stets eine Dimension mehr,
um dem Leben Ahnen und Herkunft und damit überhaupt erst den

eigentlichen Sinn zu geben; niemals aber wurde ihr die Ver-

gangenheit zum Retiro, zum Traumland, in das man aus der un-

schönenWirklichkeit flieht. Hier ist das sichere Kriterium gegeben,
was sie von der Romantik scheidet, deren Sinn sie uns besser und in-

haltsreicher als mancher Literaturhistoriker erschloß. ,

Will man die tiefste Lösung haben, warum diese Frau über

alle gleichzeitig Schreibenden ihrer Generation —- Männer wie

Frauen —- so hoch emporragt, so stellt sich kein anderes Wort ein

als das ·Wort »bedeutend«. Diese Frau ist einfach unerhört be-

deutend, an Kraft des Wortes wie an Schau der Gesichte. Es ist
gewiß kein Ausdruck männlichen Hochmutes, wenn wir sagen, daß
man bei den weitaus meisten ihrer Werke vergißt, daß sie von einer

Frau geschrieben sind. Sie ist auf jener Höhe, wo der Geist bei sich
ist, und wo die Bedingtheit durch die Stofflichkeit und Fleischlichs
keit seines Trägers, die nun einmal im weiblichen Werk sich deut-

licher meidet als im männlichen, nicht mehr sichtbar ist. Dabei ist
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diese Frau niemals und nicht im geringsten ein Blaustrumpfz sie,
die die glühendsten Liebesgedichte schrieb, denkt an nichts weniger,
als von sich aus Mann zu sein. Jhr Lutherbuchi das jenseits von

allem Konfessionalismus steht, faßt Luther vor allem von seiner
Männlichkeit her und bringt uns diese deutlicher nahe, als dies
je einem Manne gelungen ist.

So gelangt man vor Ricarda Huch zu der banalen Feststellung,
daß für den außerordentlichenMenschen alle typischen Gesetze nicht
gelten, weil er die Ausnahme ist. Die Bedingtheiten der Genera-
tion, des Geschlechtes, sie machen halt vor dieser Frau, die zu
messen man zu den großen Gestalten der Geschichte —- der ihr oft
verglichenen Droste zum Beispiel —- emporsteigen muß, um ein zu-
längliches Maß zu finden.

Der Tod Hugo von Hofmannsthal-.
Von Arthur Eloesser.

Die Tragödie Hugo von Hofmannsthals ist nicht nur die eines

Menschen, eines Dichters, es ist auch die einer Zeit, eines Volkes
und vor allem einer bestimmten sozialen Schicht; Hofmannsthal
fiel als eines der letzten Opfer des Krieges, seiner materiellen und

seiner seelischen Folgen. Der Dichter wurde am t. Februar 1874
in Wien geboren; wie

D’Annunzio, trat er schon
mit siebzeihn Jahren als er-

folgreicher Schriftsteller auf,
und da ihm als Gymnas
siasten das Veröffentlichen
noch nicht anstand, mußte
dieser pag-e der Dichtkunst
seine ersten Versuche unter

vmeihrerenroimantischenPseu-
donymen ver-decken. Sein
Vater, von jüdischer Ab-

stammung, gehörte zum

Finawzadiel, sein-e Mutter
war aus einer alten katho-
lischen Familie hervorge-
gangen. Diese Doppeltheit
der Herkunft war bedeu-

tungsrooll. Der Dichter
wuchs aus der Tiefe, aus

dem Alter österreichischen
Wesens, das ihm in allen

Äußerungen verehrungs-
«würdi-gblieb. Sein Vater-

land war ihm das alt-e echte
Deutschland, das noch aus idem Saft seiner volkstümlsichen Wurzeln
lebte. Der Adel gehörte zum Volke, das Vol-k, vom Kleinbsürgertum
aufwärts, gehörte zum Adel in seiner höchstindividuellen, formtvollsen,
dem Ästhetischenzugewandten Erscheinung. Auf diesem Altösterreich
lag der Glanz des Barocks, der ihm vom Kaisertum verliehen worden

war. Die andere Erbschaft machte ihn zum Jntellektuellen, von

einer grenzenlos vielseitigen Bildung, die sich auf jede Art von

Genuß verstand, die sich die verstorbenen Schönheiten aller Zeiten
in Erinnerungen, Wunschträumen, nachschaffendem Kunstverlangen
zurückrief. Sein Dichten war ein unvergleichliches Genießen; sein
Vaterland war auch Florenz, Venedig, dahinter die Antike, der dem

Mittelmeer noch nahe Orient; er wollte keine Götter sterben lassen,
er glaubte an alle, die den Menschen einmal freundlich, die schön
und traurig gewesen waren.

Hofmannsthal war zu einem sorglosen Leben bestimmt und

mußte es sein; seine Dichtung war ein Besitzergreifen von Kost-
barkeiten und Seltenheiten, die ihre Vergänglichkeit noch schöner
gemacht hatte. Seine Jugendgedichte sind wie in einem edlen Park
empfangen, zwischen antiken Ruinen, in einer römischen Villa, in

Dramoeean G· m. ö. E.
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einem Rokokoschlößchen,auf einer venetianischen Gondel mit schon
geschnitztem Schnabel und der Zier alter Wappen. Der Tod war
fein Musaget, nahm ihn an der Hand und belehrte ihn-als ein

Wissender Freund, der den Dingen die schönstenNamen gibt.»Es

war die Zeit der Dekadenz, die Feier der im Sterben verfuhre-
r·ifchstenSchönheit; Europa hatte Frieden und Reichtum,es genoß
slch selbst im Alter seiner Kultur, die vollendet schien. Dieses Leben
konnte Hofmannsthal seinen Erben nicht vermachen; Erbe sein
WFWfür ihn eine edle Verpflichtung und heilige Aufgabe. Seine

So«hnemußten unromantisch, praktisch, mußten amerikanisch werden,
naclidem er sichsselbst der Not der Zeit vornehm und ohne Klage
gefügt hatte. Demi ein-en gelang die Wandlung nicht, er bezahlte
seine Entmutigung, seine Enttäuschung an sich selbst mit»demlLeben.

Der Dichter und Vater, schon seit einigen Jahren- leidend, starb
unter diesem Schlag, starb so schnell, daß er noch»Mit dem Sohn be-

stattet werden konnte. Das ist die Tragödie eines aristokratischen
Bürgertums, einer Schicht von hochsgezüchteterKultur, Und zugleich
die Altösterreichs, das um eine stolze Vergangenheit trauert und im

Msateriellen noch nicht wieder stark genug geworden ist, um«auch
bei verminderten Ansprüchen aus sich selbst existieren zu kennen.

Hofmannsthal gehörte ursprünglich zu dem Stefan-George-
Kreis, zu der Bewegung der »Kunst für die Kunst«, die den nord-
deutschen Naturalismus und Kritizismus mit ihrer mehr südlichen
MIZIFins Romanische grenzenden Gesinnung der reinen Kunstform
aushielt Seine wesentliche Begabung war lyrisch wie die des

ganzen Kreises, und die Jugend selbst war bei ihm ein Zustand der
Genialität. Kaum ein Dichter hat in jungen Jahren-einen so vollen
und neidlos gegönnten Lorbeerkranz getragen. Auch die Dramen

seiner Jugend waren lyrischs sie sprachen auf der Bühne nicht laut

genug und waren fast stumm. Hofmannsthal hat viel bearbeitet,
gerade weil er kein Dramatiker aus erster Hand war, den alten

»Jedermann« und Sophokles und Calderonz er wurde Textdichter
von Richard Strauß und sein unentbehrlicher Helfer. Sein form-
volles Denken hinterließ uns auch sehr schöneProsaschriften, höchst
anmutige Tanzfiguren einer schswebenden deutschen Prosa. Aber
der eigentliche, verschwenderisch begabte Dichter ist wohl schon mit

seiner Jugend dahingegangen.

Iohanna Ambrosius 75 Iahre altl
Von Maja Barthels, DanzigiOliva.

Johann-a Aimbrosius wurde am Z. August 1854 zu Lengi
wethen, einem kleinen sKirchdorfe im Kreise Ragnit, Ostpreußen,
als zweites Kind eines armen Handwerkers geboren. Mit großem
Lerneifer besuchte sie dieeinsache Dorfschule. Bald aber packte sie
das Leben hart an. Sie mußte mithelfen in Haus und Hof der

Eltern, mußte schaffen und arbeiten. Später verdingte sie sich auf
einige Zeit als Wirtschafterin auf fremde Güter und Besitzungen
und heiratete im Alter von 20 Jahren einen Bauernsohn namens

Voigt, mit dem sie aus einem klein-en eigen-en Grundstück ins Groß-
sWerssmensinsgkenim Kreise Pillskallen in den beschsränktessteniVerhälts
nissen lebte. Sie selber erzählt uns« in folgendem Gedicht von ihrem
Heim, von ihrer Welt, in der sie trotz Armut und schweren,
arbeitsreichen Tagen in stillem Glück und in Zufriedenheit ihr Leben

verbrachte« Meine Welt.

Ein warmes Strohdach, kleine Fensterlein,
umsponnen lieb von lustig grünem Wein;
ein Wiesenplan, mit Blumen übersäet,
ein schmaler Pfad zum Ährenfelde geht.
Das kleine Feld vom Tannenwald umsäumt,
darin es sich so wofgneselig träumt. —-

Der Vögel bunte Schar das Herz erfreut,
der stille Friedhof ein paar Schritte weit,
ein Blick ins blaue schöneHimmelszelt —-

wie klein und ärmlich ist doch meine Weltl

Nicht neide ich der Reichen Purpurfaal
mit Marmortafeln, goldenem Pokal,
der stolzen Türme herrlich Glockenspiel,
des Weltmeers Wunderwellen, wonnig kühl;
ich weiß, das Glück kommt überall zu Gast.
Hält in der Hütte wohl am liebsten Rast. —-

Der Blüte Duft im Morgenwind verfliegt,
in holder Enge süße Frucht sich schmiegt —

wohl mir, wenn Gott zu Tische sich gesellt,
dann tausch’ um nichts ich meine kleine Welt.

Johann-a Ambrosius pwar 30 Jahre alt, als dsie Poesie szu ishr
kam. Ungewollt schrieb es aus ihr. Sie selbst fand das alles ganz
natürlich und einfach. «Nur auf Kommando schreiben kann ich
nicht«, sagte sie einmal,«»und wenn es mich nicht zum Dichten
drängt, dann beißt die Muse mich in die Fingerl« Wann aber

dichtete sie? Auf dem Felde, im Garten, am Kochherde, im Stall.
—- Und welch machtvoller Phantasie konnte sich die Dichterin hin-
gebenl Nie hatte sie einen Beng, einen See, ein-en Palast gesehen;
nie hat sie eine andere Pracht geschaut als die unvergängliche
Schönheit ihrer ostpreußischenHeimat, ihrer Heimat, der sie ihre
schönsten und tiefstemspfundenew Gedichte gewidmet hat und aus

der ihre singende, dichtende Seele immer wieder neu schöpfte wie
aus einem unversiegbaren Born.

,

Viele Jahre schaffte Johanna Ambrosius im Verborgenen.
Blatt kam zu Blatt, Heft zu Heft; Truhen und Kisten bargen ihr
Geheimnis. Eines Tages aber entdeckte der ungarische Professor
Carl Weiß-Schrattenthal die bescheidene Dichterin, nahm sich ihrer
Verse und Lieder mit Liebe an, sichtete sie und brachte 1894 eine

erste Gedichtsammlung heraus, die in kurzer Zeit das as. und
44. Tasussendi erreichte. Der Erifolg war glänzend; er spendet-e
der Dichterin verdientes Lob, auch ihre materiellen Verhältnisse ge-
stalteten sich freundlicher.

Der zweite Teil ihrer Gedichte erschien drei Jahre später, 1897.
Dieser Sammlung entnehme ich folgendes charakteristisches Gedicht:

Mein Leben.

Mein ganzes Leben war ein traurig Jrren,
nach Lieb’ und Glück ging ich als Kind schon aus,

—

gleich Faltern sah ich sie verlockend schwirren,
. die hin und wieder ruh’n auf Blumen aus;

sie lockten mich bis hin zum späten Abend,
doch als der-Nebel stieg, der Höhen Rauch,
versanken sie, in Blumen sich begrabend,
und meine Hand griff in den Dornenstrauch
Nun bin ich müde, rühre keinen Finger,
lieg’ auf dem Rasen, den der Reif, schon netzt,
da seh’ ich wieder diese schönen Falter,
doch keiner sich auf Blumen niedersetzt.
Sie schweben hoch und höher, jetzt entschwinden
sie gänzlich meinem feuchtgewordenen Blick.
Die Blätter fallen von den Kirchhoflinden
und flüstern leis: nur oben wohnt das Glück!

Johanna Ambrosius ist heute 75 Jahre alt. Sie lebt in

Königsberg bei ihrem Sohn, weltfremd und fern aller Menschen.
Möge ihr noch ein wenig Sonne auf ihrem Lebensabend beschieden
sein und ihren beschatteten Weg erhellenl

Bücher zur Verfassung c

(Fortfetzung des Gerichten in »Heiniatvienft« Heft lö, Seite 233.)

»Die Verfassung des Deutschen Reichesvoni U. AugustDUR-
Herausgegeben von Dr. Hawel, Gilde-Verlag, Koln a. Rh.,
1929. Preis l,30 RM.

Carl Severing hat dem Büchlein, das sich zur Aufgabe
setzt, mit volkstümlichen und einprägsamen Mitteln die Reichs-
verfassung der großen Masse der Bevölkerung nahezubringemein

kurzes Geleitwort vorangeschickt,das in dem Postulat gipfelt: Jn-
halt und Sinn der Reichsverfassung muß Erkenntnis des ganzen
Volkes werden, weil vom Volk die Staatsgewalt ausgeht.

«
Diesem

Zweck glaubt die vorliegende Arbeit zweckmäßigdadurch dienen zu

können,daß sie sich nicht auf die Wiedergabe des Textes der Ver-

fassungsartikel beschränkt,sondern sie überall durchgeeignetesAn-

schauungsmaterial belebt und auf diese Weise das Verständnis
gerade der wichtigsten Verfassungsbestimmungen erleichtertund ihre
Wirkung vertieft. Sehr viel aus dem staatsethischenund ideen-
Pdlitischen Gut, das die Weimarer Verfassung birgt, wird auf diese
Weise in das helle Licht öffentlicher Betrachtung gerückt.Eine

Reihe von Bildreproduktionen, von Photographien, Zeichnungen

und graphischen Darstellungen sind die Mittel, mit denen das Büch-
lein in seinemilliustratisvenTeil arbeitet. Sie sinid dort eingestreut,
wo sich die innere Beziehung zwischen Verfassungstext und bild-
licher Darstellungunmittelbar oder mittelbar ergibt. Und noch eine

andere Z«iel-sietzunsghat dem Heraus-geber vorgeschiwesbt: im Bilde zu
zeigen, daß das deutsche Volk in diesem Jahrzehnt nicht müßig die
Hande in« den Schoß gelegt hat, daß es in Stürmen und äußerer -

Bedrängnisfest zugesaßt und sich eine sichere Grundlage nationaler
Wiederaufrichtung erarbeitet hat. Das alles wird, nicht immer in
strenger Systematik, aber in sehr anschaulicher und einprägsamer
Weise dargestellt. Jnsbesondere auf das Bedürfnis der jungen
Generation ist dabei Rücksichtgenommen worden, und wenn dabei,
neben dem Wunsch nach Belehrung, mitunter auch- das Bedürfnis nach
Unterhaltung befriedigt wird, so kann vielleicht gerade dieser Um-

stand dazu sühren, daß diese in jedem Sinne volkstümliche Ausgabe
der Reichsverfassung Eingang findet in weite Kreise der Bevölkerung,
und insbesondere in solche, die bisher einer Beschäftigung mit Ver-

fassungsfragen grundsätzlich,aus gefühlsmäßigenGründen oder auch
nur aus allgemeiner Gleichgültigkeit passiv gegenüberstanden.Ho.
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Ver Deimatdieust
—
Die Grundrechte und Grundpflichten der Reichsverfassung. Heraus-

gegeben von Prof. Dr. H a n s N i p p e r d e Y. Verlag Reimar

Hobbing, Berlin. Erster Band: Allgemeine Bedeutung der

Grundrechte und die Artikel 102 bis 117. 412 S. Preis 25 RM.

Über die Bedeutung und den praktischen Wert des zweiten
Teils der Reichsverfassung, die Bestimmungen über die »Grund-
rechte und Grundpflichten der Deutschen«, gehen die Meinungen
stark auseinander. Sollen diese Bestimmung-en ein Programm für
die künftige Rechtsentwicklung bilden oder ist ihr Zweck der Schutz
der Minderheiten im parlamentarisch regierten Staat? Während
manche in diesem Artikel nichts weiter als eine Sammlung von

schönen, aber unverbindlichen Proklamationen und Ermahnungen
sehen, ist andererseits — nicht zuletzt durch die Rechtsprechung der

letzten Jahre — der Rechtsgehalt und die rechtliche Tragweite
dieser Verfassungsnormen immer stärker offenbar geworden. Trotz-
dem bleibt ein gewisser Doppelcharakter unbestreitbar, der sich auch
historischi aus den rechtlichen und politischen Motiven erklären läßt,
die bei der Schaffung dieser Vorschriften in der Weimarer Natio-

Wenn während dieses Sommers die wunderschöne Havelstadt
Brandenburg ihr tausendjähriges Jubiläum feiert, so will das

keineswegs heißen, daß es nicht schon früher einen Ort Branden-

burg gegeben habe. Ein Blick in die Geschichte lehrt uns, daß sich
hier, an der Havel, schon in vorgeschichtlicher Zeit Germanen auf-
gehalten haben, die unter dem Einfluß der Völkerwanderung nach
Südwestdeutfchland abgedrängt wurden. Jn die verlassenen Ge-
biete drangen die Slaven ein, die von den Deutschen Wenden ge-
nannt wurden. Zu den Wenden gehörte auch der Volksstamm der

Heveller, die den Gau Heveldun bewohnten, der das ganze Havel-
land umfaßte. Mittelpunkt dieses Gaues war Brandenburg oder,
wie es damals hieß, Brendanburg. Die zentrale Tage inmitten des

luß- und feenreichen Havelgebietes gab diesem Ort eine besonderestrategischeBedeutung. Zwei Jahrhunderte haben Deutsche und
Wenden um seinen Besitz gekämpft. Die Einnahme der Festung
durch König Heinrich L im Winter des Jahres 928J29 trug nur

episodischen Charakter. Immer wieder gelang es den Wenden, die
von Deutschen nur dünn bevölkerte Stadt zurückzugewinnenund die

Wahrzeichen ihrer heidnischen Gottheit, den Triglaf, auf dem

Marienberg aufzurichten.
Was dem Schwert nicht gelingen wollte, das vollbrachten

schließlich die von Magdeburg siegreich nach Osten vordringenden
christlichen Sendboten. Der letzte Hevellerfürst Pribislav war mit

seiner Frau zum Christentum übergetreten. Da ihre Ehe kinderlos

blieb, trat nach seinem Tod Albrecht der Bär in seine Rechte ein.
Vom Jahre 1150 blieb nun Brandenburg und das ganze Havelland
mit der Zauche in deutschem Besitz. Pribislav selber wurde in der
von ihm gestifteten Petrikapelle auf der Dominsel begraben.

Ein Blick vom Marienberg über die Stadt läßt auch heute noch
erkennen, welche beherrschende Rolle das Christentum in diesen
Mauern gespielt hat. Das hier errichtete Bistum hat in der politi-
schen und kulturellen Geschichte der Mark Brandenburg unendlich
segensreich gewirkt. Einige Kirchen gehören zu den schönsten,die

der norddeutsche Backsteinbau hervorgebracht hat, allen voran die
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nalversammlung mitgesprochen haben. — Es ist daher un-

zweifelhaft ein Verdienst des obengenannten Werkes, wenn

hier der Versuch gemacht wird, unter starker Berücksichtigung
der geschichtlichen Grundlagen und der politischen Entstehungs-
geschichte, die praktische Wirkung der einzelnen Bestimmungen
zu untersuchen und damit »den zweiten Teil der Verfassung
in den Strom des staatlichen, sozialen, kulturellen und wirt-

schaftlichen Geschehens hineinzustellen«. Dies geschieht mit aller

wissenschaftlichen Gründlichkeit in Form eines großangelegten um-

fangreichen dreibändigen Sammelwerks, dessen vorliegender erster,
Band nach einer ausgezeichneten Einleitung über die juristische Bes-

, deutung der grundrechtlichen Sätze der deutschen Reichsverfassung
im allgemeinen, die von Thoma geschrieben ist, Einzelkommentare
zu den Artikeln 102 bis 117 aus der Feder führender Theoretiker
und praktiker enthält.

Das Buch kann daher Anspruch darauf erheben, als das bisher
noch fehlende grundlegende Standardwerk über den zweiten Teil
der Reichsverfassung betrachtet zu werden.

—»»h

St.-Katharinen-Kirche, die urkundlich zuerst x273 er-

wähnt wird. Charakteristischeraber für die im Laufe der Jahrhunderte
wechselndenStilsormen ist der Dom, der von Otto I. im to. Jahrhundert
begonnen, in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts neu erstellt
wurde. Vier große Bauperioden kommen an ihm zur Schau. .Jn
romanischem Stil angelegt, erfuhr er 1235 einen Übergangsbau, um

dann im 14. Jahrhundert zweimal gotisch umgebaut zu werden.

Jm IS. Jahrhundert endlich erhielt er eine barocke Jnneneinrichs
tung, von der die herrliche Kanzel mit den Aposteln petrus und

Paulus noch heute unsere Bewunderung erregt. Jm 19. Jahr-·
hundert wurde er unter Schinkel einer gründlichen Restauration

ZitserzogewWestfassade und Turm bekamen jetzt ihre endgültige
e ta t.

Von der geschichtlichen Vergangenheit der Stadt nur soviel:
Bis zum Jahre 1451 war Brandenburg Haupts und Residenzstadt
der Mark. Erst jetzt begann Berlin der alten Hauptstadt den Rang
abzulaufen. Aber noch im 16. Jahrhundert wurde Brandenburg
von Kurfürst Joachim I. das Recht zugestanden, sich Kurs und

Hauptstadt zu nennen. Unter Bischof Matthias ging Brandenburg
zur Reformation über. Jn den 48er Jahren tagte in Brandenburgs
Mauern die neugewählte preußische Nationalversammlung. Von
da an ist es in der politischen Geschichte nicht weiter hervor-
getreten. Damit hat es aber freilich nicht aufgehört, als Stadt-

wesen eine bedeutende Rolle zu spielen. Das 19. Jahrhundert
brachte einen regen Zugang an Handel und Gewerbe. Fabriken und
die für das Havelland so charakteristischen Wassertürme stehen jetzt
ebenbürtig neben den in tiefe Vergangenheit zurückschauenden
Kirchen- und profanbauten. Dabei behält die Stadt ihr altes ehr-
würdiges Aussehen. Die linden- und kastanienbesätenAnlagen des
von der Havel mitten durchschnittenen Stadtbilds erhöhen noch den

idyllischen Charakter dieses in der Vergangenheit so heiß um-

strittenen Bodens. Wie in alter Zeit, so ragt auch heute noch vor

dem NeustädtischenRathaus die Gestalt des eisernen Roland mit

demaufgehobenen Schwert. Den Wanderer aber, den das tausend-
jährige Jubiläum in die Stadt führt, empfängt der alte freundliche
Spruch, der auch für die Zukunft sich bewahrheiten möge: »Hie
guet Brandenburg allewegel« Dr. p aul H er z o g.
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Hohe Leistungen bei Arzt-, Ärmel-, Operatione-

und Krankenhauskostenl

Zahnbehandlung und Zahnersatzl

Wochenhilfel Hohes sterbegeldl
Bei Untall sofort Anspruch auf die Leistungenl

Verlangen sie kostenlos und ohne jede Ver-
bindlichkeit Prospekt und Aufnahmeschein durch

OTTO Milch Berlin 017
Arn csthshnhoi 12

T-:« Mitten weich. ich jed. gern

creme Leoelor
Vier wichtigeVerwendunggmöglichkeitem

III scmisllbkwil ift Txeme Leodor ein wundervoll kühlendesMittel
gegen schmerzhaftesBrennen der Haut

III Illssktclisuchcll verhindert Creme Leodor, dick ausgesät-den«
schmerzhafter-«Anschwellen und Juckreiz.

Als Einmiscko leistet Creme Leodor mit ihrem bezenten
BlütengeruchvorzüglicheDienste

III kctcn Ida-CI- und UnlchönerHautiatbe verleiht die schneeig-
weiße Creme Leodor den Händen und dem Gesicht jenen matten Teint wie
er der vornehmen Dame erwünschtist«
Tube 60 Pf. und 1.- Mi» die dazugehörigeLeodor-Seife 50 Pi. Jn allen

ChlotodontiBerkaufgitellen zu haben.

llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll
Im Accmqttlieast

Ja»fe«o' j«se»«e-se«, frei-BL-

Lkolzen Fett-int- erzielt-Ist
llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll
cale plsl

bin ich in kurzer Zeit

weil gut and billig- nur bei20 istand leichter
geworden durch ein eini. w I II t e I« t C . a .

stolze Frankfurt-tm- stts. Nr. sp.
Haltestelle: Andreasstralie

kostenL mitteil. Frau Kerle

Mast, ist-einein B. E. 98.

I nun-Inn min-
zu unerhört billigen Preisen

nur im

create-I Mitteln-Ins
des

s ji CI 0 o t e II s

Markt-s Messe-intens-
Skaiitzer str. 25 Andreasstr.so

Eochbahn Kottbusser Tor Nähe Markthnlle

Nur Zivil-und staatsbeamten

Jense-
GIIM est-tec-

·: liefern wir seit 1884 direkt ab unser. Fabrik Z

»

v-

o
.
.

!
Z« - O

o «

es

:
.

- se .

of I
as

.

IS
I s :

. I
s
es -eso

die

«
Deut-Oe Unter-heitern Pilltnesux

und til-sein stritt-ders-
Geqmterk

»
aus nasse-

,,

Mut-knack- .: streng mehret-, gegen 9 Monate Ziel, ohne IS
sgz Anzehlung und monatliche Retenznhlung. »III-IF Erste Ists i then-i nseh tiefes-uns :-

,·
Jedes Bett wird tiir jeden Kunden nach ge-

- troikener Fehl besonders angefertigt-. ;

hilfhciesswekilge til-rese·
ichs-en wis- nicht.

Z« Lt. amtl. notarieller Bestätigung:

i. Ube- 400000 stunden in meist- sis
0000 Orte-n Z -

2. bet- 100000 stunden heben Ins-I Z-
2. ist-i and öfter nsehbestellh Z-

3. Viele list-seien sehr-idem tiss S«
solch gute seiten ssn eigenen ·

,

III-its zu gleichen Preisen nicht E:
tu kaufen sind. « ·

ohne Mir-«- sen-n
sen-rest- Møssmsstern s Febr«Paskmann
s,«c.m«tst0ps O- Kolln 149, Trierer stralze 13.
Mkklwwdkmsssscc

«
Grölztes Spezielgesehätt Deutschlands·

WSMM (

«

verlangen sie kostenios Muster nnd Preisliste, .

«

»Um ,8s-. s-
euch sie werden bestimmt unser Kunde.

FordeqMMsnlte «-.-.z».. ................. ..

·

Vetsntwortlich für den redaktionellen Teil

sein-ißPressegesetzk Ministerial-at Dr. Strahl, Berlin. s- Für den
Anzeiåenteih

waltet Schmiedicke, Berlin SW Es. —-

Unzei enpreisx Die ogespaltene nun-Höhe to et 40 pf. Raben-« Beilagenpeeise nnd sonstige Jniertionsbedingnngen laut
emn nie: Dr. Weiter Sekefand Unnencenicxpeditiein Berlin SW W, Fried-richti- 232 Fernwi- Fli Berg-neun wis· — Offetdtn

arif der
Anzeizenverwaleang

—- Alleinige Unzeigeni
- W. Bitteniieim Berlin sw Os. 287


